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1 Einleitung 

1.1 Rechtliche Grundlagen 

Umweltprüfung: 

Das Baugesetzbuch sieht in seiner aktuellen Fassung vor, dass für die Belange des Umweltschutzes im 
Rahmen der Aufstellung oder Änderung der Bauleitpläne nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB eine 
Umweltprüfung durchgeführt wird, in der die voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen 
ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden.  

Die Ergebnisse dieser Umweltprüfung sind in dem nachfolgenden Umweltbericht gemäß der 
gesetzlichen Anlage nach § 2a S. 2 in Verb. mit § 2 Abs. 4 BauGB festgehalten und bewertet worden 
und werden in der Abwägung berücksichtigt.  

Eine Prüfung der Umweltverträglichkeit (UVP) ist nicht gegeben, da keine Anhaltspunkte für eine 
Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 b genannten Schutzgüter (Natura 2000) bestehen. 

Naturschutzgesetze: 

Nach § 14 (1) BNatSchG gelten Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen oder 
Veränderungen des mit der belebten Bodenschicht in Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, als 
Eingriffe in Natur und Landschaft, wenn sie die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts 
oder das Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen können. Gemäß § 15 (1) und (2) BNatSchG ist der 
Verursacher eines Eingriffs verpflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu 
unterlassen. Der Verursacher ist verpflichtet, unvermeidbare Beeinträchtigungen auszugleichen oder 
zu ersetzen. Das Maß wird in Form einer Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung ermittelt und dargestellt. 
Grundsätzlich gilt es, die Funktionen und Leistungen des Naturhaushaltes langfristig zu erhalten. 
Besondere Beachtung finden die besonders und streng geschützten Arten und deren Zugriffsverbote 
nach § 44 Abs. 1 BNatSchG in Verbindung mit § 44 Abs. 5 BNatSchG. Der Schutz und die Sicherung 
vorhandener Biotope nach § 32 NatSchG ist darüber hinaus erforderlich. Nach § 1 BBodSchG sind die 
natürlichen als auch die Nutzungsfunktionen des Bodens nachhaltig zu sichern oder 
wiederherzustellen. 

Die Untersuchung der Umweltauswirkungen erfolgt auf Grundlage von § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB in 
Form eines Umweltberichts, der in die Struktur dieses Erläuterungsberichts eingegliedert wurde.  

Der Umweltbericht ermittelt und behandelt die wesentlichen Umweltbelange, die in Zusammenhang 
mit dem Vorhaben stehen. Bestandsorientierte Aussagen wurden vor Ort in Form von 
Bestandserhebungen und Gutachten erhoben bzw. den übergeordneten Planungen, den 
Fachplanungen sowie den Planungshilfen entnommen. 

Gemeinschaftliche Ziele dienen der Erhaltung der europäischen wildlebenden Pflanzen- und Tiere und 
ihrer natürlichen Lebensräume (FFH-Richtlinie und Vogelschutzrichtlinie). Die Erhaltungsziele und 
Schutzzwecke der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung sind besonders zu berücksichtigen. 

Das Ziel der Naturschutzgesetze auf der Ebene des Bundes und der Länder ist die Sicherung einer 
menschenwürdigen Umwelt sowie der Schutz und die Entwicklung der Lebensgrundlagen. Gemäß 
Bundesnaturschutzgesetz ist die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts, die Nutzungsfähigkeit der 
Naturgüter und die Vielfalt, Eigenart und Schönheit von Natur und Landschaft auch wegen ihrer 
Bedeutung als Erlebnis- und Erholungsraum des Menschen nachhaltig zu sichern. Tiere und Pflanzen 
sind als Bestandteile des Naturhaushaltes zu schützen; ihre Lebensräume sind zu schützen, zu pflegen, 
zu entwickeln und ggf. wiederherzustellen. Flächen mit bioklimatischen Funktionen sind zu schützen. 

Baurecht: 

Die Belange des Umweltschutzes, des Naturschutzes und der Landschaftspflege werden gem. BauGB 
§ 1Abs. 5 und 6 berücksichtigt. Die in § 1a BauGB genannten Zielvorgaben zum Umweltschutz sind 
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maßgebend. In der Bauleitplanung ist die Eingriffsregelung nach §1a Abs.3 BauGB in Verbindung mit 
dem Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) und dem NatSchG zu beachten. § 18 BNatSchG regelt das 
Verhältnis zum Baurecht. Danach sind bei der Aufstellung von Bebauungsplänen die Vermeidung und 
der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes und der Leistungs- 
und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes in der Abwägung zu berücksichtigen. Die Naturgüter sind 
sparsam und pfleglich zu nutzen, vermeidbare Eingriffe sind zu unterlassen, nicht vermeidbare 
Eingriffe sind auszugleichen. Unmittelbar anzuwenden sind die gesetzlichen Regelungen zum 
Artenschutz ist § 44 BNatSchG: Vorschriften für besonders geschützte Tier- und Pflanzenarten. 

Bodenschutz: 

Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden. Die Bodenversiegelung wird 
auf ein unvermeidbares Maß beschränkt (BauGB §1a Abs. 2). Das Bodenschutzgesetz hat zum Ziel, die 
Leistungsfähigkeit des Bodens hinsichtlich der Bodenfunktionen zu erhalten.  

Wasserschutz: 

Das Wasserhaushaltsgesetz (WHG) regelt die grundlegenden Bestimmungen über 
wasserwirtschaftliche Maßnahmen sowie oberirdische Gewässer, Gewässerrandstreifen und das 
Grundwasser. Für die Niederschlags- und Schmutzwasserableitung sowie die Regenwasserbehandlung 
finden das Wassergesetz (WG) für Bayern und die Niederschlagswasserverordnung Beachtung. Hieraus 
resultiert die Verpflichtung zur gewässerschonenden Abwasserbeseitigung und zur Versickerung von 
Niederschlagswasser, soweit technisch und wirtschaftlich sinnvoll (§45b WG).  

Emissionen: 

Bezüglich der vom Vorhaben ausgehenden bzw. auf störanfällige Nutzungen einwirkenden Emissionen 
(Lärm, Schadstoffe) ist das Bundesimmissionsschutzgesetz mit den entsprechenden Verordnungen 
(16.BImSchV – Verkehrslärm und die 18.BImSchV - Sportanlagenlärmschutzverordnung) und die DIN 
18005 Schallschutz im Städtebau sowie die TA-Lärm relevant. Mit diesen Gesetzen und Verordnungen 
sollen Menschen, Tiere und Pflanzen, der Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und 
sonstige Sachgüter vor schädlichen Umwelteinflüssen geschützt werden. Umweltqualitätsziel für den 
Schutz des Menschen ist es, ein gesundes Wohnen zu gewährleisten sowie die Wohnqualität zu 
erhalten und weiterzuentwickeln. 

1.2 Kurzdarstellung des Inhalts 

Mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans (vBPlan)  Nr. 15  "Agri-Photovoltaik-
Anlage Reheck“ mit integriertem Vorhaben- und Erschließungsplan sollen die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen zur Errichtung einer Agri-PV-Anlage vorbereitet werden.  

1.2.1 Art und Umfang des Vorhabens  

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst auf den Fl.-Nr. 2130, 2131, 2132, 2133, 
2138/2 und 2795 der Gemeinde und Gemarkung Roßhaupten eine Fläche von rund 6,52ha 

Der Geltungsbereich wird wie folgt begrenzt:  

o Im Norden: durch einen Graben und weitere landwirtschaftliche Nutzwiesen, 
o Im Westen: durch eine Erschließungsstraße (landwirtschaftlicher Weg) sowie ein Feldgehölz, 
o Im Süden: durch ein Feuchtbiotop und weitere landwirtschaftliche Nutzwiesen, 
o Im Osten: ebenfalls durch weitere landwirtschaftliche Nutzwiesen. 

Von der Art der baulichen Nutzung setzt der Bebauungsplan entsprechend der geplanten Nutzung ein 
„Sonstiges Sondergebiet – Agri-PV-Anlage“ (SO) im Sinne von § 11 BauNVO fest. Von der 
Zweckbestimmung setzt der Bebauungsplan Nutzung erneuerbarer Energien, insbesondere zur 
Erzeugung von elektrischem Strom aus Sonnenstrahlung (Photovoltaikanlagen) mit gleichzeitiger 
landwirtschaftlicher Nutzung (Agri-PV) fest.  
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Die Agri-PV Anlage soll für 30 Jahre, ab Inkrafttreten des Bebauungsplans, betrieben werden und 
danach wieder entfernt werden, sodass wieder eine rein landwirtschaftliche Nutzung stattfindet.  

Die Anlage wird aufgrund der vorgesehenen Nutzung nicht eingezäunt, jedoch sollen Trafo- und 
Umspannstation zu Sicherungszwecken mit einer max. 2,20m hohen Maschendrahtzaunanlage 
eingefriedet werden. Der Abstand zwischen Zaununterkante und Boden soll dabei mind. 15cm 
betragen. Die Zaunanlage soll aufgrund der Lage und der Umgebung einen landschaftsverträglichen 
unauffälligen Farbanstrich oder Ummantelung in RAL 6005 (moosgrün) erhalten (vgl. Festsetzungen 
BPlan).  

Neben den baulichen Anlagen der Agri-PV Anlage sind auch die erforderlichen Ausgleichsflächen sowie 
öffentliche und private Grünflächen in den vBPlan integriert. 

Mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Agri PVA Roßhaupten“ soll die Nutzung 
erneuerbarer Energien erweitert werden. In Zeiten des Klimawandels und der Energiewende nach dem 
11.03.2011 sowie mit Blick auf steigende Preise für fossile Energieträger ist die Nutzung erneuerbarer 
Energien von allgemeinem, volkswirtschaftlichem Interesse. Dem wird vom Gesetzgeber durch das 
„Gesetz für den Vorrang erneuerbarer Energien“ (EEG) Rechnung getragen. 

1.2.2 Flächennutzung Bestand/ Planung 

Die räumliche Lage des geplanten Standortes ist der Abbildung 1 zu entnehmen. 

  

Abbildung 1: Räumliche Lage des Vorhabens. Links in der topographischen Karte, rechts in der Luftbild-Ansicht mit 
Parzellenkarte hinterlegt. 

Die Grundstücke, die überplant werden sollen, befinden sich in Privatbesitz und sind für die Umsetzung 
des Vorhabens kurzfristig verfügbar.  

Ein großer Teil des räumlichen Geltungsbereichs umfasst Offenlandflächen, bei denen es sich um 
landwirtschaftliche Nutzwiesen handelt. Im Nord-Westen außerhalb des Geltungsbereich jedoch 
direkt an der Grenze, liegt ein Feldgehölz. Innerhalb des Plangebiets befindet sich ebenfalls ein 
Feldgehölz, fast ausschließlich bestehend aus Fichten, das im Zuge der Errichtung der Agri-PVA entfernt 
werden soll. 

Die Erschließung der Sondergebietsflächen erfolgt über das gemeindliche (landwirtschaftliche) 
Straßen- und Wegenetz (Straßen ohne Bezeichnung). Bauliche Maßnahmen im Bereich der 
bestehenden öffentlichen Verkehrsflächen sind nicht beabsichtigt.  
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1.2.3 Kurzdarstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 

Der nachfolgenden Abbildung 2 können die vorgesehenen Festsetzungen des Bebauungsplans 
entnommen werden.  

 
Abbildung 2: Vorhabenbezogener Bebauungsplan Agri-PVA Reheck mit Festsetzungen vom 22.08.2025. 

Die Agri- PV Anlage ist mit senkrecht stehenden max. 2,10m hohen Modulen in O-W-Ausrichtung 
geplant. Die Module weisen in der Aufsicht eine Breite von 2,40m auf. Der Abstand zwischen den 
Modulen in der Reihe beträgt 2,10m.  

Abbildung 3 zeigt beispielhaft die Ausrichtung der Module. Am Standort des Vorhabens finden sich 
teilweise stau- und grundwasserbeeinflusste Böden (Gleye und Pseudogleye). Da es bei erhöhten 
Wasserständen im Boden zu einer hohen Zinkfreisetzung durch verzinkte Rammpfähle und 
oberirdische Gründungen kommen kann, ist darauf zu verzichten. Es ist daher auf zinkfreie Materialien 
auszuweichen (siehe auch Kapitel 3.1.3 und 5.1.2). 

 
Abbildung 3: Beispielhafte, skizzierte  Darstellung der Module mit integrierter landwirtschaftlicher Nutzung. 
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Die überbaubare Grundstücksfläche, innerhalb derer die Module sowie alle zum Betrieb des Solarparks 
erforderlichen Nebenanlagen und Funktionen zu errichten sind, wird mittels Baugrenze festgelegt. 
Über diese darf nicht hinaus gebaut werden, jedoch darf die geplante Anlage durchaus dahinter 
zurückbleiben. Die überbaubaren Grundstücksflächen werden unter Bezugnahme auf die geplante 
Nutzung in Abhängigkeit der sonstigen Festsetzungen flächenhaft ausgewiesen und sollen die 
künftigen Photovoltaikelemente mit einem angemessenen Spielraum zulassen. Baurechtlich 
erforderliche Abstandsflächen müssen eingehalten werden. Zur Regelung der Belegungsdichte der 
Module wird die Grundflächenzahl (GRZ) für die Modulfläche als projizierte überbaubare Fläche auf 
0,4 festgesetzt. Dieses bezieht sich auf das gesamte Sondergebiet (beide Teilflächen 1 und 2).  

Zusätzlich sollen im Geltungsbereich die für die Stromeinspeisung notwendigen Infrastrukturen wie 
Umspannstation und Speicher in einer Größe von rund 180m² errichtet werden. Die Standorte werden 
in ihrer Lage der gegebenen Situation angepasst und sind der Darstellung in Abbildung 2 zu 
entnehmen. 

Weitere Erschließungsmaßnahmen zur Ver- und Entsorgungsleitung sind für das geplante Vorhaben 
nicht erforderlich, die Zufahrt in Form des bestehenden Wirtschaftsweges ist ausreichend. 
Schmutzwasser fällt im Zusammenhang mit dem geplanten Solarpark nicht an. Anfallendes 
Niederschlagswasser wird direkt wie im Bestand vor Ort in der Fläche versickert.  

Die vorhandenen Strukturen in der Umgebung werden zur Einbindung der Anlage in Natur und 
Landschaft genutzt und entsprechende ergänzt.  

Die Strukturen der Landschaft um die Agri-PVA herum, insbesondere die Gräben und Feuchtbiotope, 
sollen erhalten und gefördert werden, durch: 

o Entwicklung und Pflege einer blütenreichen Saumvegetation entlang des Weges 
o Eingrünung der Anlage im Norden durch Gehölz-Pflanzungen 
o Extensivierung des Grünlands auf Fl.-Nr. 2130  

Der nordwestlich angrenzende Gehölzbestand in Kombination mit der bestehenden Zufahrt im Westen 
geben bereits einen natürlichen Rahmen vor, wodurch die Anlage als weniger störend empfunden und 
in die Landschaft eingebunden wird. Auch für die Nahwirkung tragen die Gehölzbestände zu einer 
besseren Einbindung bei. In der Fernwirkung wird der Einfluss durch die Topografie gemindert.  

Das Plangebiet liegt in der naturräumlichen Einheit „036 – Lech-Vorberge“, welche durch den Einfluss 
würmzeitlicher Moränen und Drumlins geprägt ist und die dadurch einen  sehr hügeligen Charakter 
erhält. 

Detailliertere Angaben zu Umfang und der Art der Bebauung sind der Begründung zum Bebauungsplan 
zu entnehmen. 

1.2.4 Schutzgebiete 

Im Untersuchungsgebiet liegt kein nach § 33 BNatSchG geschütztes Biotop, kein Naturschutz-, 
Landschaftsschutz- oder FFH-Gebiet. Die Offenlandbiotope „Bachgehölz nordöstlich "Hochegg"“ (Nr. 
8330-0321) und „Feuchtkomplexe in staunassen Geländemulden nördlich Roßhaupten“ (Nr. 8330-
0320) tangieren das Plangebiet, werden aber durch das Vorhaben nicht beeinträchtigt werden.  

Der Vorhaben liegt in einem landschaftlichen Vorbehaltsgebiet (Regionalplan Allgäu).  

Das Trinkwasserschutzgebiet „Roßhaupten Reheck“ (Kennzahl 2210833000087) befindet sich westlich 
direkt angrenzend an den Geltungsbereich, ist von der geplanten Agri-PVA jedoch nicht betroffen. 
Weiterhin ist ein im Regionalplan festgelegtes Vorranggebiet für die Wasserversorgung betroffen 
(Vorranggebiet für die Wasserversorgung Nr. WVR 66, Reheck, Gde. Roßhaupten). 

→ Das Plangebiet liegt in einem wassersensiblen Bereich. 
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Abbildung 4: Umgriff und Schutzgebiete zum vBPlan "Agri-PV-Anlage Reheck". 

1.2.5 Standortwahl  

Aufgrund der Lage, der Nutzung der Fläche und der Eigentumsverhältnisse wurde der Bereich als 
Standort für das Sondergebiet gewählt. Die Fläche befindet sich in Privatbesitz und ist für das Vorhaben 
verfügbar. 

 Gemäß Energie-Atlas-Bayern befindet sich der Vorhabensbereich in einer als „voraussichtlich bedingt 
geeignet“ eingestuften Fläche mit dem Hinweis auf besondere Prüfung, basierend auf 
entsprechendem Kriterienkatalog. Begründung: Das betrachtete Plangebiet liegt innerhalb eines 
landschaftlichen Vorbehaltsgebiets gemäß Regionalplan Allgäu sowie innerhalb eines festgesetzten 
TWSG und eines Borranggebietes für die Wasserwirtschaft (vgl. Abbildung 5).  

Die Bewertung des Vorhabens auf das Landschaftsbild wird in Kapitel 2.1.5 erläutert. Weitere 
Ausschluss-Kriterien gemäß Kriterienkatalog der Bayerischen Staatsregierungen sind nicht betroffen. 

  

Abbildung 5: Auszug aus dem Energie-
Atlas-Bayern. 



 

 
11 

 

2 Beschreibung und Bewertung erheblicher Umweltauswirkungen 

Nutzung regenerativer Energien 

Die Nutzung regenerativer Energiequellen bietet die Möglichkeit, den Forderungen, ein gesundes 
Gleichgewicht zwischen wirtschaftlichem Wachstum und ökologischen Auswirkungen 
aufrechtzuerhalten, nachzukommen. Gerade die zunehmenden Schadstoffemissionen, 
Klimaveränderungen und die knapper werdenden Ressourcen machen ein Umdenken in alternative 
Richtungen unumgänglich. Da jeder Quadratmeter Sonnenoberfläche stündlich den Energiegehalt von 
6.300 Litern Heizöl ausstrahlt, ist die Photovoltaik eine der vielversprechendsten Methoden, die 
Sonnenenergie zu nutzen. Das Sonnenlicht wird ohne Schadstoff- und Lärmemissionen unmittelbar in 
elektrische Energie umgewandelt und in das Netz eines Energieversorgers eingespeist. 

Eingesetzte Techniken und Stoffe  

Bei Freiflächen-PVA handelt es sich um eine umweltfreundliche Technologie, die mit Ausnahme von 
Licht keine Emissionen verursacht. Die eingesetzten Materialien werden nach dem Rückbau vollständig 
recycelt, da auch ein wirtschaftliches Interesse an den eingesetzten Rohstoffen besteht. 

Agri-PV-Anlage 

Agri-Photovoltaik stellt eine Sonderform der Freiflächen-Photovoltaikanlagen dar und kombiniert 
landwirtschaftliche Nutzung mit der Energieerzeugung. Im Gegensatz zu klassischen 
Freiflächenanlagen, die landwirtschaftliche Flächen vollständig für die Stromerzeugung belegen und 
der landwirtschaftlichen Nutzung entziehen, ermöglicht Agri-PV eine gleichzeitige Nutzung der Fläche. 
Die PV-Module werden dabei erhöht oder in speziellen Anordnungen installiert, um darunter den 
landwirtschaftlichen Betrieb mit Maschinen weiterhin zu ermöglichen. 

Zwar werden zur Ansiedlung von Agri-PVA regelmäßig sonstige Sondergebiete im Sinne von § 11 Abs. 
2 BauNVO festgesetzt. Allerdings handelt es sich bei der Errichtung um eine atypische Nutzung, welche 
insbesondere hinsichtlich ihres Einflusses auf Boden- und (Grund-) Wasservorkommen sowie die 
Versiegelung nicht mit einem klassischen Baugebiet zu vergleichen ist.  

2.1 Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustandes 

Die Beschreibung der Bestandssituation umfasst die Ausprägung und Funktion der Schutzgüter, deren 
Naturnähe, Entwicklungsmöglichkeiten und Vernetzungen sowie evtl. vorhandene Vorbelastungen. 
Bei der Beurteilung der Umweltauswirkungen sind sowohl Art und Umfang des Vorhabens wie auch 
die Empfindlichkeit der beanspruchten Landschaftsteile maßgebend.  

Der räumliche Geltungsbereich mit einer Flächengröße von ca. 6,69ha liegt rund 2km nördlich der 
Ortslage von Roßhaupten. Das Plangebiet gehört zum Naturraum Lech-Vorberge. Die Fläche der 
naturräumlichen Einheit ist durch landwirtschaftliche Grünlandnutzung geprägt. Kennzeichnend für 
die engere Umgebung des Vorhabens (Nahbereich) ist die umgebende, großflächige landwirtschaftlich 
genutzte Feldflur (Grünland) sowie die Feldgehölze.  

Die Flächenbilanz stellt sich wie folgt dar: 

Tabelle 1: Flächenbilanz der Planungen im Geltungsbereich. 

Gesamtfläche   ca. 6,52ha = 100% 

Reine Modulfläche (Länge ca. 8.6550m)  
o Teilfläche 1 (Länge ca. 7.800m)  
o Teilfläche 2 (Länge ca. 855m)  

ca. 2,18ha  
      ca. 1,97ha 
      ca. 0,21ha 

= 30% 

Landwirtschaftliche Nutzfläche ca. 3,39ha = 53% 

Private Grünflächen/ Kompensationsflächen ca. 0,81ha = 12% 

Private Grünflächen/ Wegegrün ca. 0,14ha = 2% 
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2.1.1 Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

Das Bundes-Naturschutzgesetz (BNatSchG) verlangt, dass bei genehmigungspflichtigen 
Planungsverfahren die Belange des Artenschutzes entsprechend den europäischen Bestimmungen 
geprüft und berücksichtigt werden. Besonders geschützte Arten und alle europäischen Vogelarten 
werden durch die Verbotsregelungen des BNatSchG (§§44) geschützt. Darin enthalten sind 
Tötungsverbote, Störungsverbote und Zugriffsverbote. Es ist u.a. verboten, die wildlebenden Tiere der 
streng geschützten Arten und europäischen Vogelarten, während der Fortpflanzungs- Mauser-, 
Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören, mit der Konsequenz, dass sich der 
Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert. Wildlebenden Tiere und Pflanzen 
unterliegen darüber hinaus generell dem allgemeinen Artenschutz nach §39 BNatSchG. Es stellt sich 
die Frage, ob und ggf. welche artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände der Verwirklichung des 
Vorhabens und damit der Vollzugsfähigkeit des Bebauungsplans entgegenstehen könnten. Im Rahmen 
der Bauleitplanung ist zu klären, ob gewichtige artenschutzrechtliche Belange gegen das Vorhaben 
sprechen, ob geschützte Lebensstätten überplant werden und ob ggf. artenbezogene Maßnahmen 
erforderlich werden.  

Der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag wurde vom Büro NaturGutachter Landschaftsökologie – 
Faunistik – Vegetation (Freising) erstellt. Daraus ergibt sich ein besonderes 
Berücksichtigungserfordernis der Fledermäuse sowie der Brutvögel strukturreicher 
Halboffenlandschaften, der geschlossenen Wälder und des Siedlungsbereichs. Folgende 
Minimierungsmaßnahmen wurden für diese Artgruppen vorgeschlagen: 

M1: Während der Bauarbeiten ist ein Abstand von mind. 10m ist zu den Gehölzstrukturen und den 
Gräben einzuhalten (zusätzliches Absperren des Bereichs). 

M2: Vermeidung nächtlicher Lichtemissionen. Falls erforderlich wird die Beleuchtung möglichst tief 
über dem Boden angebracht und mit insektenfreundlichen Leuchtmitteln versehen. 

2.1.1.1 Habitatausstattung 

Der Bestand auf der Fläche stellt sich wie folgt dar: 

Grünland: 

Die Agri-PVA soll auf landwirtschaftlich genutztem Grünland errichtet werden. Das vorkommende 
Artenspektrum lässt auf eine eher mittel-intensive Nutzung aus eine Kombination Mahd und Weide-
Nutzung schließen 

Feldgehölz: 

Direkt vom Vorhaben betroffen ist ein Feldgehölz im nord-östlichen Bereich des Vorhabens, das im 
Zuge der Baumaßnahmen entfernt werden soll. Es handelt sich um einen rund 1.500m² großen 
Bestand, mit Vorkommen von fast ausschließlich Fichten (Picea abies). Auch wenn die einzelnen 
Bäume ein hohes Alter besitzen, ist die naturschutzfachliche Relevanz des Bestands eher 
untergeordnet, da sich quasi keine standortheimischen Arten im vorkommenden Artenspektrum 
befinden. 
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Abbildung 6: Ansicht des Fichten-Bestands von Westen. 

  
Abbildung 7: Ansicht auf das Innere des Fichten-Bestands. 

Gebäude:  

Im Vorhabensbereich befindet sich 1 landwirtschaftlich genutztes Gebäude, das als Unterstand für 
landwirtschaftliche Maschinen und als Lager für Holz und weitere Gerätschaften dient.  

 
Abbildung 8: Ansicht auf das Gebäude im nord-westlichen Plangebietsbereich. 
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2.1.1.2 Avifauna 

Methodik: 

Es erfolgte im Rahmen der saP eine Bestandserfassung der Brutvögel, die sich im unmittelbaren 
Bereich sowie im näheren Umfeld des Vorhabens befinden. Die Erhebung erfolgte als Revierkartierung 
an 4 Terminen:  

Tabelle 2: Erhebungsprotokoll zur Brutvogel-Revierkartierung (NaturGutachter, 2024). 

 

Ergebnisse: 

Alle heimischen Vogelarten sind besonders, einige streng geschützt. Die Kartierung der Avifauna ergab 
ein Vorkommen von 14 planungrelevanten Arten im UG und dem näheren Umfeld. Davon gelten 7 
Arten als Brutvogel, 6 Arten als Nahrungsgast und 1 Art als Überflieger.  

 
Abbildung 9: Ergebnisse der Brutvogelkartierung 2024 aus der saP (NaturGutachter, 25.10.2024). Darstellung erfasster Arten, 
deren Schutz- und Gefährdungsstatus sowie deren Status im UG. 
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Abbildung 10: Revierkarte der erfassten Brutvögel im UG aus der saP (NaturGutachter, 25.10.2024). Aufgrund der veränderten 
Plangebietsgrenze stimmt der Umgriff auf der Karte nicht mehr und wurde manuell in der Darstellung korrigiert. 

2.1.1.3 Fledermäuse  

Anhand der Datengrundlage der saP lassen sich Fledermaus-Vorkommen im Vorhabensbereich nicht 
vollständig ausschließen. Es wurde keine aktive Erfassung durchgeführt, Habitatverfügbarkeit und 
Charakteristik der Fläche lassen jedoch ein Vorkommen verschiedener Arten vermuten. 

Gemäß saP bietet das landwirtschaftliche Funktionsgebäude im nordwestlichen UG als auch 
Gehölzstrukturen unmittelbar jenseits der Nordwestgrenze und im nordöstlichen Bereich des UG die 
Möglichkeiten für das Vorkommen von Quartieren (z.B. an der Gebäudefassade / im Dachbereich oder 
in Baumhöhlen / unter abgeplatzter Rinde). Ein Vorkommen von Fledermäusen im UG und im Umfeld 
sind also möglich. Sowohl das landwirtschaftliche Funktionsgebäude als auch die Gehölzstrukturen 
unmittelbar jenseits der Nordgrenze werden durch den Bau der Agri-PV Anlage jedoch nicht 
beansprucht. 

Eine weitere Erfassung erfolgte nicht, da die entsprechenden formulierten Vermeidungs- und 
Minderungsmaßnahmen den Bestand der Fledermäuse gut berücksichtigt und dadurch keine weiteren 
Beeinträchtigungen zu erwarten sind. 
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2.1.2 Schutzgut Boden und Fläche  

2.1.2.1 Bodenfunktionen 

Die Beurteilung der Bedeutung von Böden erfolgt über die Betrachtung der relevanten 
Bodenfunktionen, die gemäß dem Leitfaden des LfU (2003)“Das Schutzgut Boden in der Planung“ 
erfasst und bewertet werden. Für die Bodenfunktionen im Plangebiet können für die Daten aus dem 
UmweltatlasBayern folgende Werte angenommen werden können: 

(1) Natürliche Ertragsfähigkeit 

Die Natürliche Ertragsfähigkeit des Bodens im Plangebiet kann im Plangebiet abhängig von der 
Vegetation unterschiedlich bewertet werden. Das Feldgehölz mittig der Fl.-Nr. 2132 wird nicht 
bewertet. Der nördliche Bereich der Fläche, rötlich hinterlegt, wird mit „gering“ (2) und einer 
Bodenschätzungs-Spanne von 28-40 beschrieben. Der im neuen Plan nicht mehr enthaltene Bereich 
südlich, hier durchgestrichen und gelblich hinterlegt, mit „mittel“ (3) und einer Bodenschätzungs-
Spanne von 41-60 beschrieben wird.   

 

Abbildung 11: Auszug aus dem UmweltatlasBayern zur Bodenfunktion "Natürliche Ertragsfähigkeit". 

(2) Rückhaltevermögen für organische und anorganische Schadstoffe 

Für das Rückhaltevermögen anorganischer Schadstoffe werden in der Fläche zwei Bereiche 
differenziert. Im Norden des Plangebiets befindet sich ein Linsen-förmiger Bereich, der geringere 
Werte für das Rückhaltevermögen des Bodens aufweist. Die Flächenverteilung soll nachfolgend 
beispielhaft anhand des Elements Blei (PB) dargestellt werden. 

Tabelle 3: Mittelwerte für die Klassifizierung der Bodenfunktion "Schadstoffrückhaltevermögen" aus dem UmweltatlasBayern. 

Schadstoff MW1 MW2 

Pb 5 3 

Cd 4 3 

Ch 5 3 

Co 4 3 

Cu 5 3 

Ni 4 3 

Hg 5 3 

Zn 4 3 

Fläche [m²] 54.920 15.980 

 

 

 

 

Abbildung 12: 
Schadstoffrückhalte- 
vermögen des Bodens im 
Plangebiet für Blei (Pb) 
(UmweltatlasBayern). 
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(3) Wasserrückhaltevermögen bei Niederschlag 

Unversiegelter Boden hat die Fähigkeit, Niederschlagswasser 
aufzunehmen, zu speichern und zeitlich verzögert an die 
Atmosphäre, an die Vegetation, an die Vorfluter oder an das 
Grundwasser abzugeben (Retention). Böden wirken damit 
ausgleichend auf den Wasserhaushalt und wirken der Entstehung 
von Hochwässern entgegen. Die Verdichtung und Versiegelung 
des Bodens vermindert die Infiltration und 
Grundwasserneubildung, führt zu einem vermehrten 
oberflächlichen Abfluss des Niederschlages mit seinen negativen 
Folgen wie Erosion, Gewässereutrophierung und kann 
insbesondere in gefährdeten Gebieten zu Hochwässern führen. Es 
ist daher darauf zu achten, dass Böden mit einer hohen 
Infiltrations- und Speicherfähigkeit und damit einem guten 
Retentionsvermögen für Niederschläge in ihrer Funktion erhalten 
bleiben.  

Für das Plangebiet werden zwei Bewertungen unterschieden, die 
flächenanteilig wie folgt einzuordnen sind: 

Tabelle 4: Bewertung des Wasserrückhaltevermögens gemäß UmweltatlasBayern.  
 01 02 

Wasserrückhalt 4 3 

Fläche [m²] rund 58.900 rund 12.000 

(4) Standortpotenzial für natürliche Vegetation 

Grundsätzlich hat fast jeder Boden eine Funktion als Lebensraum für die natürliche Vegetation, d.h. 
entsprechend seinen natürlichen Standortbedingungen wie dem Wasser- und Nährstoffhaushalt, 
geomorphologischen und klimatischen Bedingungen bietet er die Voraussetzung für die Entwicklung 
einer spezifischen Pflanzengesellschaft bzw. Lebensgemeinschaft. 

Da für diese Bodenfunktion keine Bewertung im UmweltatlasBayern vorliegt, erfolgt die Bewertung 
anhand des Leitfadens des LfU (2003) „Das Schutzgut Boden in der Planung“. 

Methode 1: Die Böden werden nach Bodentypen, Wasser- und Feuchteregime, nutzbarer 
Feldkapazität im Wurzelraum und Carbonatgehalt den Standorttypen zugeordnet. Es werden 
Klimabereiche definiert, in denen die Standorttypisierung nicht angewendet werden kann. 

Nach der „Tabelle II/1: Zuordnung von Böden zu Standortgruppen bzw. Standorttypen sowie 
Bewertung des Standortpotenzials“ kann das Plangebiet als Standorttyp 6f „Böden mit hohem 
Wasserspeichervermögen. Bodentypen: tiefgründige Braunerde und Parabraunerde, mittle bis 
schwach pseudovergleyt oder grundwasserbeeinflusst“ eingeordnet werden.  

 
Abbildung 14: Auszug aus Tabelle II/1 des Leitfadens "Das Schutzgut Boden in der Planung“ (LfU, 2003). 

Abbildung 13: Darstellung der Bewertung 
des Bodens im Plangebiet auf 
Wasserrückhaltevermögen bei 
Niederschlag. 
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Bodenkundliche Normalstandorte ohne extremen Wasser- und Nährstoffhaushalt (Standortgruppe 6) 
sind im Allgemeinen häufig anzutreffen. Hier können aber andere Standortfaktoren die Ausprägung 
seltener Lebensgemeinschaften bedingen, so dass nur im regionalen Kontext entschieden werden 
kann, ob der Standorttyp hier eine bedeutende Funktion für die natürliche Vegetation erfüllt (s. Tabelle 
II/1, Bewertung „regional“). 

Methode 2: Die Methode charakterisiert anhand der Acker- oder Grünlandzahl und bestimmter 
Klassenbeschriebe Böden mit einer geringen Ertragsleistung als potenziell hochwertig aus Sicht des 
Naturschutzes. Anhand der „Tabelle II/2 Bewertung des Standortpotenzials von Böden für die 
natürliche Vegetation anhand der Bodenschätzungsdaten“ lässt sich das Plangebiet in zwei Bereiche 
unterteilen (Tabelle ): 

Tabelle 5: Bewertung des Plangebiets anhand der Daten des UmweltatlasBayern und Einordnung gemäß Tabelle II/2 des 
Leitfadens. 

Plangebiets-Bereich Klasse Bodenschätzung → Bewertung 

Nördlicher Bereich 2 - gering 28-40 4 – hoch 

Südlicher Bereich 3 - mittel 41-60 3- regional 

 
Abbildung 15: Auszug aus Tabelle II/2 Bewertung des Standortpotenzials von Böden für die natürliche Vegetation anhand der 
Bodenschätzungsdaten des Leitfadens "Das Schutzgut Boden in der Planung“ (LfU, 2003). 

2.1.2.2 Geologie 

Gemäß Datengrundlage befindet sich das Vorhaben in einer Fläche mit nachfolgenden Boden- und 
Geologie-Verhältnissen: 

Digitale Geologische Karte Bayern 1:25.000: 

o System: Quartär 
o Serie: Pleistozän 
o Geologische Einheit: Moräne (Till), würmzeitlich 
o Gesteinsbeschreibung: Kies bis Blöcke, sandig bis schluffig oder Schluff, tonig bis sandig, 

kiesig bis blockig (Till, korn- oder matrixgestützt) 

Übersichtsbodenkarte Bayern 1:25.000: 

o 35: Fast ausschließlich Braunerde-Pseudogley und (Haft-)Pseudogley aus kiesführendem Lehm 
bis Schluffton (Deckschicht oder Jungmoräne) über kiesführendem Schluff bis Ton 
(Jungmoräne, carbonatisch)  

o 28b: Fast ausschließlich Pararendzina und Braunerde-Pararendzina aus kiesführendem Lehm 
bis Kieslehm über Schluff- bis Lehmkies (Jungmoräne, carbonatisch)  

o 68: Bodenkomplex: Gleye mit weitem Bodenartenspektrum (Moräne), verbreitet mit 
Deckschicht, selten Moore; im Untergrund überwiegend carbonathaltig  
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Abbildung 16: Darstellung der Digitalen Geologischen Karte Bayern 1:25.000 (links) und Ansicht der Übersichtsbodenkarte 
Bayern 1:25.000 jeweils mit Umgriff des Geltungsbereichs. 

2.1.2.3 Geotechnischer Bericht 

Im Zusammenhang mit der geplanten Baumaßnahme wurde das Büro fm-geotechnik beauftragt die 
geologische und hydrogeologische Beschaffenheit des Untergrundes im Projektareal zu erkunden. 

Mittels Rammkernsondierungen im 
Untersuchungsgebiet wurden die Eingeschalten des 
Bodens auf undrainierte Scherfestigkeiten 
(Handflügelscherversuche), Betonaggressivität (nach 
DIN 4030 T1) sowie die Korrosionseigenschaften (nach 
DIN 50929 T1), bestimmt. 

Die Probepunkte (vor der Änderung des Umgriffs 
festgelegt) sind in der Übersichtskarte dargestellt 
(Abbildung 18). Aufgrund des nachträglich veränderten 
Plangebiets-Umgriffs, werden in der folgenden 
Auswertung nur die Proben 3-5 berücksichtigt. 

  

Abbildung 17: Lageplan der Probepunkte (Auszug aus 
dem geotechn. Bericht). 
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Baugrundschichtung: 

Anhand der durchgeführten Aufschlüsse des Bodens im Plangebiet kann von folgender Schichtfolge 
ausgegangen werden. Die erfassten Schichttiefen sowie die bautechn. Beschreibung sind in Tabelle 6 
dargestellt. 

Tabelle 6: Schichtglieder / Schichttiefen, Sondierungen RKS1/25 – RKS5/25 (von - bis m unter Gelände). 

Aufschluss  
[m üNN] 

RKS 3 
820,74 

RKS 4 
821,06 

RKS 5 
822,04 

Bautechn. Schichtbeschreibung 

Mutterboden 0,00 – 0,15 0,00 – 0,40 0,00 – 0,30 Schluff, schwach tonig, (fein)sandig, mäßig humos 
- humos, durchwurzelt,  
Dunkelbraun gefärbt,  
Weiche Konsistenz,  
Sehr gering tragfähig (Hinblick: Lasteintrag durch 
PV Anlage).   

Verwitt.lehm 0,15 – 1,50 0,40 – 1,40 0,30 – 1,50 Schluff, gering-schwach tonig, schwach sandig-
sandig, schwach kiesig, schwach steinig, einzelne 
Blöcke, 
Braun – braungrau gefärbt,  
Weiche Konsistenz,  
cu–Werte Feldversuche: 28 bis 37 kN/m²  
Geringe Tragfähigkeit (Hinblick: Lasteintrag durch 
PV Anlage).   

Grundmoräne 1,50 – 2,00   Schluff, schwach tonig, schwach sandig, schwach 
kiesig, schwach steinig, einz. kleine Blöcke   
Hellbraungrau - grau gefärbt  
Steife bis halbfeste Konsistenz, cu – Werte 
Feldversuche: 74 und 151 kN/m²  
Bei einer mind. steifen Konsistenz tragfähig 
(Hinblick: Lasteintrag durch PV Anlage)  
Mit zunehmender Tiefe schwer rammbar (feste 
Konsistenz).   

Molasse-Sand   1,50 – 2,70 Fein- bis Mittelsand, schwach schluffig  
Olivgrau gefärbt,  
Lagerungszustand dicht, 
Gute Tragfähigkeit (Hinblick: Lasteintrag durch PV 
Anlage). 

Molasse-
Mergel 

2,00 – 3,20**   Schluff, stark tonig, gering feinsandig   
Oliv – grau gefärbt, 
halbfeste bis feste Konsistenz, 
Annahme cu – Werte: > 250 kN/m²  
Bei einer mind. halbfesten Konsistenz tragfähig 
(Hinblick: Lasteintrag durch PV Anlage), 
Mit zunehmender Tiefe schwer rammbar (feste 
Konsistenz).   

Molasse-
Sandstein 
Feldszersatz 

 1,40 – 2,50** 2,70 – 3,50** Sandstein, stark mürbe, starker struktureller 
Zersatz, nach dem Lösen Fragmente in Kies- / 
Steingröße    
Sehr dichte Lagerung bzw. harte Schicht  
Hoch tragfähig (Hinblick: Lasteintrag durch PV 
Anlage)   
Schwer bis nicht rammbar.   

 
Für das Bauvorhaben relevante Aussagen zur Bodenbeschaffenheit beziehen sich auf folgende 
Parameter: 

Betonaggressivität:  

Aus den Verwitterungslehmen, den Grundmoränenablagerungen und den Molasse - Mergeln wurde 
eine Mischproben zusammengestellt, die nach der DIN 4030-2 auf die Betonaggressivität und nach der 
DIN 50929 T3 auf die Korrosionsbelastung untersucht wurde (siehe Anlage 4 ff). Wie die 
Laborergebnisse zeigen, sind die genannten Bodenschichten als „nicht betonangreifend“ einzustufen, 
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die eine niedrige Korrosionsbelastung aufweisen (Bodenklasse lb, Korrosionswahrscheinlichkeit von 
unlegierten / niedriglegierten Eisenwerkstoffen: Bewertungszahl Flächenkorrosion B1=). 

Gründung und baubegleitende Maßnahmen:  

Die Gründung von aufgeständerten Solar-Paneelen kann über die Varianten Betonpfeiler, Stahlpfeiler, 
Flach gegründete Fundamente / Fundamentbalken und Schraubanker / Schraubpfeiler erfolgen. 
Entsprechende Stellungnahmen zu den Varianten sind im Geotechnischen Bericht dargestellt. 

2.1.3 Schutzgut Wasser 

Gemäß Wasserhaushaltsgesetz und Bayerischem Naturschutzgesetz sind die Gewässer als Bestandteil 
des Naturhaushalts und als Lebensraum für Tiere und Pflanzen zu sichern. Ziel ist die Vermeidung von 
Beeinträchtigungen des Wasserhaushalts und der Erhalt der natürlichen Rückhaltefähigkeit für 
Niederschläge, des Wasserleitvermögens, der Grundwasserneubildungsrate. 

Das Plangebiet befindet sich in keinem Überschwemmungsgebiet. Eine Vorbelastung ist nicht bekannt.  

Wasserschutzgebiete: 

Schutzbedürftigen Bereiche für die Wasserwirtschaft bzw. ein Trinkwasserschutzgebiet wird durch das 
Vorhaben tangiert (TWSG „Roßhaupten Reheck“). Das Plangebiet befindet sich in einem 
wassersensiblen Bereich. Dabei befindet sich ein kleiner Teil der Grenzen des TWSG noch innerhalb 
der Plangebietsgrenze, jedoch wird dieser Bereich von den Baugrenzen nicht beeinflusst. 

Hydrogeologie: 

Im Geotechnischen Bericht der fm-geotechnik heißt es „Während den Aufschlussarbeiten am 
22.01.2025 wurde kein flächiges Grundwasser im gesamten Areal festgestellt. Ferner wurde kein 
Schichtwasser mit den Sondierungen festgestellt.  Lokale Schichtwasservorkommen können 
(jahreszeitlich) in allen Schichten in diffusen Adern- und Rinnensystemen vorkommen. Die 
Ergiebigkeiten werden jedoch gering sein.“. 

2.1.4 Schutzgut Klima und Luft 

Gemäß § 1 Abs. 3 Nr. 4 BNatSchG sind Luft und Klima auch durch Maßnahmen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege zu schützen. Es gilt die Funktionsfähigkeit der klimatischen Abläufe und 
Wechselbeziehungen in ihrer charakteristischen Ausprägung zu erhalten und zu optimieren. Diese 
beziehen sich auch auf die Luftqualität und die Bedeutung einer Fläche im klimatischen Ausgleich für 
evtl. belastete Zonen in der Umgebung. Insbesondere gilt dies für Flächen mit günstiger 
lufthygienischer oder klimatischer Wirkung wie Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiete oder 
Luftaustauschbahnen.  

Eine Versiegelung von Böden oder ein behinderter Luftaustausch kann sich auf das Lokalklima negativ 
auswirken. Grundsätzlich können bei Vermeidung von Durchlüftungsbarrieren und mit einer 
Durchgrünung negative Auswirkungen auf das Lokalklima gemindert werden. Eine Begrünung der 
baulichen Anlagen ist vorgesehen. 

Nutzung regenerativer Energien: 

Die Nutzung regenerativer Energiequellen bietet die Möglichkeit, den Forderungen nach einem 
gesunden Gleichgewicht zwischen wirtschaftlichem Wachstum und ökologischen Auswirkungen, 
nachzukommen. Gerade die zunehmenden Schadstoffemissionen, Klimaveränderungen und die 
knapper werdenden Ressourcen machen ein Umdenken in alternative Richtungen unumgänglich. Da 
jeder Quadratmeter Sonnenoberfläche stündlich den Energiegehalt von 6.300 Litern Heizöl ausstrahlt, 
ist die Photovoltaik eine der vielversprechendsten Methoden, die Sonnenenergie zu nutzen. Das 
Sonnenlicht wird ohne Schadstoff- und Lärmemissionen unmittelbar in elektrische Energie 
umgewandelt und in das Netz eines Energieversorgers eingespeist. 
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Eingesetzte Techniken und Stoffe: 

Bei Freiflächenphotovoltaikanlagen handelt es sich um eine umweltfreundliche Technologie, die mit 
Ausnahme von Licht keine Emissionen verursacht. Die eingesetzten Materialien werden nach dem 
Rückbau vollständig recycelt, da auch ein wirtschaftliches Interesse an den eingesetzten Rohstoffen 
besteht. 

Eine relevante Klimaveränderung kann nach Art und Umfang der Planung nicht angenommen werden. 

2.1.5 Schutzgut Landschaft und Erholung 

Gegenstand der Untersuchung zum Erholungspotential ist die Ermittlung der naturbedingten 
Voraussetzungen für die Erholung in der Landschaft, d.h. die Ermittlung derjenigen Bereiche, die von 
Bedeutung für Eigenart, Vielfalt und Schönheit von Natur und Landschaft als Voraussetzung für die 
Erholung des Menschen nach §1 BNatSchG sind. Sie werden unter dem Begriff „Landschaftsbild“ 
zusammengefasst.  

Zuordnung der landschaftlichen Eigenart und der Erholungswirksamkeit: 

Übersichtskarte zur Charakteristische landschaftliche Eigenart, erstellt im Rahmen des Fachbeitrags 
zur Landschaftsrahmenplanung in Bayern. Die Lage des Plangebiets wird mit gelbem Umgriff 
dargestellt. 

 
Abbildung 18: Gemäß der Übersichtskarte für die Region 16 befindet sich das Plangebiet in einem Bereich mit sehr hoher 
charakteristischer landschaftlicher Eigenart. 

Bewertung des Plangebiets hinsichtlich der Landschaftsbildeinheiten mit fünfstufiger Bewertung und 
der landschaftlichen Eigenart mit dreistufiger Bewertung der Erholungswirksamkeit (gemäß LfU):  

Tabelle 7: Einordnung gemäß LfU, Schutzgut Landschaftsbild: 

Bewertungsebene Zuordnung Nr. Bewertung 

Landschaftsbildeinheit Ostallgäuer Jungmoräne 092-12-16 5/5 

Landschaftsraum Allgäuer Jungmoränengebiet 92 3/3 

 
Abbildung 19: Auszug aus dem Bewertungs-Schema des LfU. 

Für die B16, die rund 500m östlich des Plangebiets verläuft, wird im Bereich südlich Roßhaupten eine 
Umgebungslärmkartierung für Hauptverkehrsstraßen außerhalb Ballungsräumen (LDEN 2022) 
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angegeben, die für einen Abstand bis ca. 200m des Straßenverlaufs eine entsprechende Vorbelastung 
mit Lärm belegt. Aufgrund des jedoch ausreichend großen Abstands zur B16 sind erhebliche 
Lärmvorbelastungen nicht gegeben.  

Es befinden sich keine sonstigen Belastungsgebiete in unmittelbarer Umgebung, die den klimatischen 
Ausgleich aus dem Plangebiet erfordern würden.  

2.1.6 Schutzgut Mensch/Wohnfunktion 

Der Planungsbereich liegt rund 400m entfernt zu den nächsten Wohngebäuden Bischofswang. Diese 
Wohngebäude stellen einen landwirtschaftlichen Aussiedlerhof sowie einen Ferienhof dar.  

Aufgrund der Topografie ist jedoch keine Sichtbeziehung zwischen Bischofswang und dem Plangebiet 
möglich. 

2.1.7 Schutzgut Sach- und Kulturgüter 

Kultur- und Bodendenkmäler sind zu schützen, zu pflegen, sinnvoll zu nutzen und wissenschaftlich zu 
erforschen. Sie sollen der Öffentlichkeit im Rahmen des Zumutbaren zugänglich gemacht werden. 
Bisher sind keine Fundstellen oder Kulturdenkmale im Plangebiet bekannt. Das Gebiet hat nach 
heutiger Kenntnis keine Bedeutung für das kulturelle Erbe. Es sind keine Gebiete zur Sicherung von 
Rohstoffvorkommen ausgewiesen. Die verringerte landwirtschaftliche Nutzfläche  durch Anlage der 
Module erscheint angesichts der gewonnenen Sondergebietsfläche als akzeptabel. Eine Gefährdung 
der landwirtschaftlichen Erwerbsstruktur ist infolge der Inanspruchnahme landwirtschaftlich genutzter 
Flächen nicht erkennbar. 

Es ist davon auszugehen, dass durch das Vorhaben keine erheblichen Beeinträchtigungen für die 
Bevölkerung und die menschliche Gesundheit entstehen. Das Vorhaben hat unter Berücksichtigung 
der Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen keine relevanten negativen Auswirkungen auf das 
Siedlungs- und Landschaftsbild ebenso nicht auf die Erholungseignung der Landschaft sowie auf Kultur- 
und Sachgüter.
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3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung 
der Planung 

3.1.1 Beschreibung der Wirkfaktoren des Vorhabens  

Grundlage der Ermittlung von Beeinträchtigungen des Naturhaushalts und des Landschaftsbildes ist 
die Erfassung der von dem Vorhaben ausgehenden anlagen-, bau- und betriebsbedingen Wirkfaktoren. 
Bei allen im Folgenden beschriebenen Wirkfaktoren müssen bei der Beurteilung der Wirkintensität die 
vorhandenen Vorbelastungen berücksichtigt werden. 

Anlagebedingte Wirkfaktoren: 

Optische Stör- und Scheuchwirkung: Durch die PV-Module kann ein sogenannter „Silhouetten Effekt“ 
entstehen, was ein Meideverhalten infolge von Stör- und Scheuchwirkungen bei vorkommenden 
Tierarten hervorruft und somit eine Entwertung insbesondere avifaunistisch wertvoller Lebensräume 
verursachen.  

Verlust landwirtschaftlicher Nutzflächen und Überbauung von Lebensräumen: Durch die Planungen ist 
die Anlage einer Umspannstation vorgesehen sowie die Anlage von PV-Modulen, die in den Boden 
gerammt werden. Aufgrund der geringen Fläche sind die Auswirkungen jedoch als vertretbar und 
ersetzbar einzustufen. 

Baubedingte Wirkfaktoren: 

Baubedingte Wirkfaktoren umfassen insbesondere vorrübergehende Beeinträchtigungen durch die 
Beanspruchung von Böden für die Baustelleneinrichtung, Fahrwege und baustellenbezogene Lärm-, 
Staub-, Abgas- und Lichtimmissionen sowie Erschütterungen.  

Zudem ist baubedingt mit Veränderungen des Bodengefüges durch geringfügige 
Aufschüttung/Abgrabung und Bodenverdichtung und Fahrschäden zu rechnen.  

Eine Beeinträchtigung von Boden- und Wasserhaushalt ist bspw. bei Unfällen oder Havariefällen 
(Leckagen etc.) und unsachgemäßem Umgang im Zuge der Baumaßnahmen ebenso möglich wie eine 
Beeinträchtigung von Vegetationsstrukturen und faunistischen Lebensräumen.  

Bei Vorhandensein lokaler anthropogener Auffüllungen kann bei Baumaßnahmen das Auftreten von 
unvorhergesehenen Altlasten/Belastungen nicht ausgeschlossen werden.  

Betriebsbedingte Wirkfaktoren: 

Betriebsbedingte Wirkfaktoren betreffen Auswirkungen, die mit der Nutzung verbunden sind. Hierzu 
zählen mögliche Lichtreflexionen sowie Schallimmissionen. Zusätzlich sind Schadstoff-, Lärm- und 
Lichtemissionen im Zusammenhang mit der Instandhaltung möglich. 

3.1.2 Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

Durch die Errichtung der Agri-PVA wird eine Fläche in Anspruch genommen, die derzeit 
landwirtschaftlich genutzt wird. Mit der Anlage der Agri-PV-Anlage ist eine reine Weide-Nutzung 
künftig vorgesehen.  

3.1.2.1 Brutvögel  

Eine Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens auf die Vogelarten erfolgte in der saP klassifiziert 
nach der Störungsempfindlichkeit der Arten. 

So wurden die weit verbreiteten, sogenannten „Allerweltsarten“, Nahrungsgäste in der Fläche sowie 
Überflieger als weniger empfindlich eingestuft als die vorkommenden wertgebenden Arten der 
Halboffenlandschaften, Wälder und des Siedlungsbereichs. 
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Eine Beeinträchtigung für die ubiquitären und sieglungsangepassten Arten wird ausgeschlossen, da 
diese aufgrund ihrer weitreichenden Lebensräume und Anpassungsfähigkeit problemlos einen Ersatz-
Lebensraum finden.  

Die erfassten ubiquitären Arten Grünspecht, Rauchschwalbe, Rotmilan, Sommergoldhähnchen, 
Steinschmätzer, Tannenmeise und Wintergoldhähnchen nutzen die von der Planung betroffene Fläche 
potenziell als Nahrungshabitate. Diese Funktion wird durch die landwirtschaftliche Nutzung insgesamt 
eingeschränkt, so dass sie möglicherweise über das Jahr gesehen nur zeitweise erfüllt wird.  

Vorgesehen ist, die Entwicklung von Blühstreifen unter den Modulreihern, die in Zuge der 
Bewirtschaftung aufgrund der Pfähle nicht gemäht werden können. So sollen Eingriffe in die Fläche 
minimiert werden und ein Nahrungs- und Lebensraumangebot für Kleinsäufer und Insekten geschaffen 
werden.  

Eine relevante Beeinträchtigung für diese Arten ist durch die Überbauung mit PV-Modulen nicht zu 
erwarten. 

Wertgebende und planungsrelevante Arten, die berücksichtigt werden, sind nachfolgend aufgelistet: 

Tabelle 8: Wertgebende, planungsrelevante Arten im UG und dessen näheren Umfeld. 

Strukturreiche Halboffenlandschaften Geschlossene Wälder Siedlungsbereich 

Kuckuck (Cuculus canorus) Kolkrabe (Corvus corax) Star (Sturnus vulgaris) 

Neuntöter (Lanius collurio)  Turmfalke (Falco tinnunculus) 

Schwarzkehlchen (Saxicola rubicola)   

Stieglitz (Carduelis carduelis)   

Die Revierkarte zeigt, dass sie die Nistplätze/ Revierzentren von Schwarzkehlchen, Star und Neuntöter 
südlich des Plangebiets innerhalb des Feuchtbiotops befinden. Der Abstand zwischen Feldgehölz und 
der Grenze des Vorhabensbereichs beträgt rund 60m. Da diese Arten von Vertikalstrukturen nicht 
gestört werden und da der Bereich südlich der Revierzentren weiterhin offen bleibt, ist eine 
Beeinträchtigung nicht zu erwarten. 

Weitere Revierzentren von Star und Stieglitz befinden sich außerhalb der Grenzen des 
Vorhabensbereichs, im nordöstlich gelegenen Feldgehölz. Das Feldgehölz soll durch das Vorhaben 
nicht beeinträchtigt werden und gemäß der Planunterlagen ist ein Abstand von 15m der Module zum 
Feldgehölz vorgesehen.  Dieser Abstand sorgt dafür, dass die Störung der brütenden Vögel verringert 
wird.  

Ein Revierzentrum und potenzieller Brutplatz eines Turmfalken rund 135m nördlich der Grenzen des 
Vorhabensbereichs sowie Kuckuck und Kolkrabe im westlich liegenden Waldstück rund 310m entfernt, 
werden voraussichtlich durch das Vorhaben nicht gestört oder beeinträchtigt.  

Zu bemerken ist jedoch, dass aufgrund der Überbauung der Wiese mit den PV-Modulen das 
Jagdhabitat des Turmfalken verändert wird. Aussagen zu Auswirkungen von PV-Anlagen auf das 
Jagdverhalten von Turmfalken und weitere Greifvögel sind bisher nur wenig bekannt. Eine 
Zusammenstellung bisheriger Erkenntnisse durch das Kompetenzzentrum Naturschutz und 
Energiewende (KNE) belegt keine generell negativen Auswirkungen der Module. Einerseits verbessert 
sich zwar das Nahrungsangebot, wenn die PV-Freiflächenanlagen (PV-FFA) strukturreich gestaltet und 
extensiv bewirtschaftet werden, Hecken gepflanzt und ein Blühangebot geschaffen wird. Dadurch 
könnten sich viele Beutetierarten ansiedeln. Andererseits werden jedoch durch die baulichen Anlagen 
die Einsehbarkeit und Zugänglichkeit verringert, was sich nachteilig auswirke, insbesondere für die 
Greifvogelarten, die bevorzugt aus dem Sturzflug aus größeren Höhen jagen (z. B. Milane). Eine 
artspezifische Betrachtung speziell für den Turmfalken zeigt verstärkt positive Effekte der PV-Module 
auf, da Turmfalken zum Nahrungserwerb offene Flächen mit niedriger Vegetation bevorzugen und 
während der Brutzeit gleichermaßen im Rüttelflug und vom Ansitz aus jagen. Die Module und Zäune 
werden gern als Ansitzwarten genutzt, sodass damit das Nahrungshabitat verbessert wird.  
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Auch eine Untersuchung durch das BfN beschreibt die Nutzung von Modulen und Zäunen von PV-
Anlagen in der freien Landschaft: 

Tabelle 9: Nutzung von Modulen und Zäunen von PV-Anlagen in der freien Landschaft durch Vogel-Arten, gemäß Daten des 
BfN. 

Nutzung Vogelarten 

Ansitz auf den Modulen Mäusebussard, Turmfalke, Rabenkrähe, Dohle; 
Bachstelze, Hausrotschwanz, Goldammer, Meisen, Finken,  Drosseln 

Brut im Gerüst Hausrotschwanz, Bachstelze, Wacholderdrossel 
Verdacht bei Schwarzkehlchen, Rebhuhn, Turteltaube 

Regelmäßiger Wechsel 
zwischen Ansitz und Boden 

Bluthänfling, Kohlmeise, Goldammer 

Singwarte Amsel, Hausrotschwanz, Goldammer, Kohlmeise, Baumpieper, 
Bachstelze, Bluthänfling, Star, selten auch Feldlerche. 

Im Gehölzbestand zentral innerhalb der Vorhabensfläche, der gemäß der Planungen entfernt werden 
soll, konnten keine Brutplätze oder Revierzentren von Vogelarten erfasst werden. Um 
Verbotstatbestände dennoch zu vermeiden, muss bei der Entfernung der Gehölze der gesetzlich 
vorgegebene Zeitraum zwischen Oktober und Februar eingehalten werden. 

Fazit: 

Die Planungen stellen sich als unproblematisch für den Bestand der Brutvögel in der Fläche dar. Die 
Auswirkungen von PV-Modulen auf die vorkommenden Arten sind nicht ausschließlich negativ zu 
bewerten. 

Im Hinblick auf die Vermeidung möglicher Verbotstatbestände müssen dennoch Vermeidungs- und 
Minimierungsmaßnahmen (Kapitel 5) berücksichtigt werden. Dazu zählt auch die Beachtung des 
Zeitraums für die Fällung und das Entfernen von Gehölzbeständen außerhalb der Vogelbrutzeit 
zwischen Oktober und Februar. Speziell für das zu entfernende Gehölz in der Fläche müssen diese 
Regelungen zwingend eingehalten werden.  

3.1.2.2 Fledermäuse 

Es wird davon ausgegangen, dass der Solarpark die Jagdhabitate der Fledermäuse strukturell und 
akustisch unübersichtlich machen und dadurch den Jagderfolg verringern könnten. Das Aufspüren von 
Insekten könnte erschwert werden, da die Solarmodule die Echoortungsrufe von Fledermäusen 
reflektieren (vgl. auch Jones 2023).  

Die Wirtschaftsgebäude mit den potenziellen Fledermaus-Quartieren auf Fl.-Nr. 2125 bleibt erhalten.  
Auch die Gehölze nord-westlich des Vorhabens mit den in der saP beschriebenen Nistmöglichkeiten 
bleiben erhalten. Die zu entfernenden Gehölze in der Fl.-Nr.  2131 werden nach der gesetzlichen 
Vorgaben bis zum 28.02.2025 gerodet, sodass dadurch keine Verbotstatbestände zu erwarten sind.  

Es wird davon ausgegangen, dass bei Beachtung der Vermeidungsmaßnahmen (Kapitel 5) 
Verbotstatbestände vermieden werden können. 

3.1.3 Schutzgut Boden und Fläche  

Der Oberboden bleibt erhalten und für die Modultische werden keine Fundamente in den Boden 
eingebracht, die Anlage erfolgt mittels Einrammen der Elemente.  

Durch den Bau von Nebenanlagen wie Umspannstationen werden Flächen dauerhaft versiegelt, durch 
die Modultische überbaut. Die Photovoltaikanlage wird an den Geländeverlauf angepasst, so dass 
dadurch keine weiteren Erdmassenbewegungen erforderlich werden. Die Erdbewegungen 
beschränken sich auf die anzulegenden Kabelgräben und Gebäude.  

Im Plangebiet wird der unversiegelte Boden zukünftig als anthropogen überprägter Boden unter 
Dauerbewuchs (Grünland) gelten. Neben den dauerhaft sichtbaren oberirdischen Modulen und 



 

 
27 

 

Nebenanlagen (Trafos, Schaltkästen) erfolgen während der Bauphase Eingriffe in den Boden, v. a. 
durch die Befahrung bei der Montage.  

Oberflächennahe Verdichtungen werden nach dem Bau der Module mit Bodenbearbeitungsgeräten 
gelockert, um die Sickerfähigkeit des Bodens wieder herzustellen.  

Durch die Beschattung trocknet der Boden nicht so schnell aus und behält bei Trockenheit ein höheres 
Infiltrationsvermögen. Die negativen Auswirkungen sind auf den unmittelbaren Bereich der Anlage 
beschränkt, eine weitreichende Auswirkung findet nicht statt.  

Für die Anlage besteht eine Rückbauverpflichtung. Nach Beendigung der Nutzung als Sondergebiet ist 
der Betreiber verpflichtet, sämtliche baulichen und technischen Anlagen einschließlich der 
elektrischen Leitungen, Fundamente und Einzäunungen zurückzubauen und rückstandsfrei zu 
entfernen. Danach muss die Fläche wieder landwirtschaftlich genutzt werden. 

Auf Grundlage des §4 Abs. 5 der Bundes- Bodenschutz und Altlastenverordnung (BBodSchV) werden 
die Einsetzung einer Bodenkundlichen Baubegleitung und die Erstellung eines Bodenschutzkonzeptes 
für erforderlich gehalten.  

Die entsprechenden Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen (Kapitel 5) sind zu beachten. 

3.1.4 Schutzgut Wasser 

Aufgrund des TWSGs innerhalb des Vorhabensbereichs ergibt sich eine entsprechende Vorsichts-
Verpflichtung gegenüber des Schutzguts Wasser, insbesondere dem Grundwasser. Achtung: Jede 
Baumaßnahme birgt ein potenzielles Risiko für die Wassergewinnung im TWSG. 

Der aufgrund der Module konzentriert ablaufende Niederschlag prallt verstärkt auf eine kleinere 
Bodenfläche, was durch die leichte Hangneigung zu Erosionserscheinungen führen kann. Da sich der 
Standort jedoch auf Grünland mit einer geschlossenen Grasnarbe befindet, sind diese Gefahren zu 
vernachlässigen. 

Bodenversiegelung und Grundwasserneubildung: 

Agri-PV-Anlagen sind in der Regel mit einer geringen Bodenversiegelung verbunden, da die 
Tragkonstruktionen punktuell im Boden verankert sind. Dennoch muss bewertet werden, ob 
erforderliche Zufahrtswege, Fundamente und bauliche Einrichtungen (wie Technikgebäude) die 
natürliche Versickerung von Regenwasser und damit die Grundwasserneubildung beeinträchtigen 
könnten.  

Es ist nur eine Versorgungsanlage vorgesehen mit einer Grundfläche von rund 180m², wovon rund 
42m² für entsprechende Gebäude vorgesehen sind. Die Vollversiegelung durch die Gebäude ist 
unvermeidbar, die Beeinträchtigung kann durch eine Teilversiegelung der umgebenden Rangierfläche 
jedoch verringert werden. 

Demgegenüber steht die Ausweisung von privaten Grünflächen im nördlichen und südlichen 
Plangebiet (Fl.-Nr. 2130 und 2138/2) auf insgesamt rund 9.000m². Durch eine Extensivierung der 
Flächen kann ein positiver Beitrag auf den Wasserhaushalt geleistet werden. Entsprechende 
Maßnahmen und Bewirtschaftungsvorgaben werden in den Maßnahmenblättern festgelegt. 

Veränderungen im Wasserhaushalt durch Überdachung: 

Die durch die PV-Module erzeugte Verschattung und Überdachung kann den Wasserbedarf der 
darunter wachsenden Pflanzen beeinflussen. Dies könnte einerseits zu einem reduzierten 
Wasserbedarf (durch weniger Verdunstung) führen, andererseits könnte sich die Wasserbilanz des 
Bodens langfristig ändern.  

Aufgrund der Topografie der gesamten Fläche ist die Versickerung bereits vorgeprägt durch das 
Abflussverhalten an den Hängen. Die entsprechende Ausgestaltung der Module wie Anordnung und 
Abstand leistet hier einen Beitrag zur Verringerung des Auswirkungen auf die Versickerung. 
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Eintrag von Schadstoffen (Materialien und Betriebsmittel) 

Die eingesetzten Materialien (Metalle, Beschichtungen der Module, Kabelisolierungen) sowie 
Betriebsmittel wie Schmierstoffe und Kühlmittel bergen potenzielle Gefahren für das 
Trinkwasserschutzgebiet. Zusätzlich besteht während der Bauphase sowie während des Rückbaus (in 
30a) neben der Gefahr von Bodenverdichtungen auch das Risiko von Verunreinigungen durch z. B. 
Leckagen von Öl oder Diesel beim Einsatz von Baumaschinen. Um schädliche Verunreinigungen zu 
verhindern, wird die Auswahl umweltverträglicher Materialien, Nutzung schadstofffreier 
Betriebsmittel und regelmäßige Wartung der Maschinen festgelegt. Notfallpläne bei Leckagen, 
Bauzeitenregelungen und der Einsatz technisch einwandfreier Maschinen sind ebenfalls Aspekte, die 
es in den Festsetzungen zu berücksichtigen gilt. 

Die entsprechenden Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen in Kapitel 5 sind zu beachten. 

3.1.5 Schutzgut Klima und Luft 

Die durch die Planung vorgesehenen Agri-PV-Module stellen eine bauliche Anlage dar, die sich bei 
entsprechender Sonneneinstrahlung erwärmt. Das Ausmaß dieser Erwärmung ist jedoch im Bereich 
des Vorhabens nicht relevant, da das Vorhaben keine Barrierewirkung hat.  

Die Luftaustauschbahnen bleiben erhalten. Wesentliche negative Veränderungen der 
kleinklimatischen Verhältnisse sind nicht zu erwarten. 

Grundsätzlich trägt der Betrieb einer Agri-PV Anlage aufgrund der Nutzung einer regenerativen 
Energiequelle zum Klimaschutz bei. 

3.1.6 Schutzgut Landschaft und Erholung 

Bauliche Anlagen, die als künstliche Elemente und Nutzungsformen im Landschaftsbild in Erscheinung 
treten, werden als Beeinträchtigung des Landschaftsbilds erfasst. Dazu zählen neben bspw. 
Autobahnen und mehrgleisige Bundesstraßen,  Windkraftanlagen und Hoch- und 
Höchstspannungsleitungen auch Photovoltaikanlagen ab 1ha Größe. 

Die geplante Agri-PV-Anlage stellt demnach eine technische Überprägung der Landschaft und für die 
meisten Menschen eine Verschlechterung des Landschaftsbildes und damit seines Erlebnis- und 
Erholungswert dar.  

Anderseits erfordern Klima- und Energiekrise diese Anlagen. Aufgrund der Lage ist eine entsprechend 
sensible Ausgestaltung der Anlage anzustreben. 

Um den negativen Effekt auf das Landschaftsbild und die Erholungsnutzung durch die geplante 
Photovoltaik-Freiflächenanlage zu verringern, ist eine gute Einbindung der geplanten Anlage in die 
Landschaft und eine ökologische Aufwertung der nicht überbauten Flächen geplant.  

Die Einbindung in die Landschaft erfolgt durch die Anlage von ökologisch wertvollen Feldhecken aus 
Wildsträuchern im Norden und Süd-Osten der geplanten Agri-PV-Anlage auf Teilflächen der Fl.-Nr. 
2138/2 und 2130, die Entwicklung einer blütenreichen Saumvegetation auf zwei jeweils  5m breiten 
Streifen entlang des durch das Plangebiet verlaufenden landwirtschaftlichen Wegs in Fl.-Nr. 2125 
sowie der Entwicklung einer gewässerbegleitenden Hochstaudenflur süd-westlich der Anlage auf Fl.-
Nr. 2125. 

3.1.7 Schutzgut Mensch 

Bei der Errichtung der Solaranlagen ist im angrenzenden Umfeld in der Regel eine Auswirkung auf die 
Schutzgüter des Naturhaushaltes und damit auch auf den wahrnehmenden Menschen gegeben. Meist 
entstehen nachteilige Auswirkungen in Form von Sichtbeeinträchtigungen bzw. Störung des 
Landschaftsbildes durch die errichteten Anlagenteile. 

Die nächstgelegenen Anwohner befinden sich in Bischofswang rund 400m entfernt. 
Beeinträchtigungen der Wohnqualität durch Lärm, Erschütterung oder Schwingungen sind aufgrund 
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der Anlagenausführung und der angewandten Techniken nach derzeitigem Kenntnisstand 
betriebsbedingt nicht zu erwarten. Lärmemissionen entstehen in Solarparks nur in sehr geringen 
Umfang durch verwendete Wechselrichter, diese sind jedoch so gering, dass eine signifikante 
Erhöhung der Lärmbelästigung außerhalb des Geltungsbereichs nicht zu erwarten ist.  

Zu erwarten sind jedoch baubedingte Lärm-Emissionen, die jedoch zeitlich auf die Dauer der Bauzeit 
begrenzt sind. 

3.1.8 Schutzgut Sach- und Kulturgüter 

Durch die Umsetzung der Planung sind voraussichtlich keine schützenswerten Kultur- und Sachgüter 
betroffen. Sollten während der Bauarbeiten archäologische Bodenfunde auftreten, so unterliegen 
diese einer gesetzlichen Meldepflicht. Im Bereich von Bodendenkmälern sowie in Bereichen, wo 
Bodendenkmäler zu vermuten sind, bedürfen Bodeneingriffe aller Art einer denkmalrechtlichen 
Erlaubnis, die in einem eigenständigen Verfahren bei der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde 
zu beantragen ist.  

Durch die Planung der Agri-PV Anlage gehen keine landwirtschaftlichen Flächen verloren, sodass die 
wirtschaftlichen Grundlagen der vorhandenen Landwirtschaft nicht gefährdet sind.  

Weitere Kultur- und Sachgüter werden nicht beeinträchtigt. 

3.2 Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten Schutzgütern 

Besondere kumulative negative Wechselwirkungen des Standortes in Bezug auf die im Raum 
gegebenen Vorbelastungen durch die landwirtschaftliche Nutzung, die nicht bereits mit der 
Untersuchung der einzelnen Schutzgüter erfasst wurden, haben sich nicht ergeben.  

Die Überbauung mit Solarpaneelen bedeutet grundsätzlich eine Verschlechterung der Schutzgüter 
Boden und Arten, Lebensräume sowie des Schutzgutes Landschaftsbild und Mensch vor allem durch 
die optische Wirkung. Es bleibt aber zu berücksichtigen, dass durch die Ausweisung als Sondergebiet 
für die Errichtung einer Agri-PVA die Nutzung erneuerbarer Energien ermöglicht wird. 

4 Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei einer Nichtdurchführung der Planung wird der Geltungsbereich weiterhin, wie im Bestand, 
landwirtschaftlich genutzt. Es unterbleiben die Eingriffe in das Landschaftsbild und die 
Erholungsfunktion, auf den Boden und auf Flora und Fauna. Weiterhin entfallen auch potenzielle 
Gefahren, die bau-, anlage- und betriebsbedingt dem Schutzzweck des TWSG entgegenstehen und . 

Gleichermaßen wird auch die regenerative Energiequelle nicht genutzt und die vorgesehenen 
Grünflächen werden nicht umgesetzt. 

 
Abbildung 20: Derzeitiger Bestand im Plangebiet ohne bauliche Anlagen.
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5 Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und Kompensation  

In der nachfolgenden Aufstellung werden die vorgesehenen Maßnahmen zur Vermeidung (V), 
Minderung (M) und zum Ausgleich (A) der Eingriffsintensität schutzgutbezogen aufgezeigt. Die 
Berücksichtigung dieser Maßnahmen sollen mittels Festsetzung oder Hinweis im vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan bzw. mittels vertraglicher Regelung im Durchführungsvertrag bzw. städtebaulichen 
Vertrag festgelegt werden. 

5.1.1 Schutzgut Tiere und Pflanzen 

V1: Bauzeitenbeschränkung/-räumung: Die Bauzeiten sind außerhalb der Vogelbrutzeit (Ende 
März bis Ende August) durchzuführen. Gehölzrückschnitte und -rodungen dürfen nur von 1.10. 
bis 28.2. durchgeführt werden (§39 BNatSchG). 

V2: Bestmöglicher Erhalt der Gehölzbestände: Das im Plangebiet vorhandenen Feldgehölz soll 
entfernt werden. Weitere Gehölzrodungen sind zu vermeiden. Zu den nordwestlich 
angrenzenden Gehölzbeständen ist eine ausreichend bemessene Abstandsfläche von mind. 
30m einzuhalten, die von baulichen Anlagen freizuhalten ist. 

V3: Dauerhafte Außenbeleuchtungen sind im Vorhabensbereich zu vermeiden, um Störungen 
nachtaktiver Arten wie Insekten, Vögel oder Fledermäuse in der freien Landschaft nicht zu 
beeinträchtigen. 

M1: Einzäunung: Um Wanderbarrieren von Tieren zu minimieren, ist die Einzäunung der unter der 
Agri-PVA vorgesehenen Weide-Fläche für Kleinsäufer durchgängig zu halten. Der Abstand 
zwischen Zaununterkante und Boden sollte 15-20cm betragen.  

M2: Zur Entwicklung eines natur- und artenschutzfachlich wertvollen Grünstreifens beidseitig 
entlang der Zufahrtsstraße soll die Nutzung bzw. Bewirtschaftung entsprechend angepasst 
werden (siehe Maßnahmenblatt M2). Dabei ist auf eine Mindestbreite von 4m zu achten, um 
Radeinflüsse zu verringern. 

A1: Extensivierung von Grünland auf einer TF der Fl.-Nr. 2130 mit der Pflanzung von blütenreichen 
Sträuchern und Wildobst-Bäumen entlang der westlichen Flurstücksgrenze. Keine Düngung 
und 2-malige Mahd im Jahr (siehe Maßnahmenblatt A1). 

5.1.2 Schutzgut Boden 

Bei allen Bau- und Planungsmaßnahmen sind die Grundsätze des schonenden und sparsamen 
Umgangs mit Boden zu berücksichtigen. Die Bodenschutzbehörden sind zu beteiligen.  

Sowohl die Geländeform als auch der Bodenaufbau ist im natürlichen Zustand zu erhalten.  
Bodengefüge nur im unmittelbaren Umfeld verdichtet, ansonsten, im Gegensatz zu gegrabenen 
Fundamenten, nicht verändert. Die Eingriffsfläche ist minimiert. 

V4: Bodenschutz: Festgesetzt werden die Vorgaben der einschlägigen Regeln der Technik zum 
Bodenschutz. Bei der Durchführung des Bauvorhabens zum Schutz vor Beeinträchtigung und 
beim Umgang mit dem Schutzgut Boden sind die DIN 19639, DIN 19731 sowie die DIN 18915 
zu beachten.  

V5: Baustelleneinrichtungsflächen sowie Lagerflächen innerhalb des Plangebiets sind bevorzugt 
auf bereits versiegelten bzw. verdichteten Flächen einzurichten. Bauflächen, die im Verlauf des 
Vorhabens vollständig versiegelt werden, sind ebenfalls als Baustelleneinrichtungsfläche 
heranzuziehen, um somit eine Beeinträchtigung umliegender Böden zu vermeiden bzw. zu 
minimeren.   

V6: Der Vermeidung von Verdichtung und damit einhergehender verringerter Infiltrationsfähigkeit 
des Bodens ist besondere Beachtung zu schenken. Mögliche Erschließungswege sind 
bodenschonend zu befahren (bspw. durch Nutzung lastenverteilender Maßnahmen). Ein 
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Befahren des Bodens ist deshalb zu unterlassen, sofern der Boden durch nasse Witterung oder 
entsprechende Bodenverhältnisse verdichtet oder anderweitig geschädigt werden könnte. 
Sofern dies nicht möglich ist, sind lastverteilende Maßnahmen gemäß DIN 19639 vorzusehen 
(z. B. Nutzung von Bodenschutzmatten).    

V7:  Der im Zuge der Baumaßnahmen, insbesondere der Umspannstation, anfallende Erdaushub ist 
getrennt nach humosem Oberboden und kulturfähigem Unterboden möglichst im Plangebiet 
zu verwerten.   

V8: Sowohl die Geländeform als auch der Bodenaufbau ist möglichst im natürlichen Zustand zu 
erhalten.  Vorhandene Drainagen, insbesondere Sammler von Nachbarflächen sind 
funktionsfähig zu erhalten.  

V9: Am Standort des Vorhabens finden sich teilweise stau- und grundwasserbeeinflusste Böden 
(Gleye und Pseudogleye). Da es bei erhöhten Wasserständen im Boden zu einer hohen 
Zinkfreisetzung durch verzinkte Rammpfähle und oberirdische Gründungen kommen kann, ist 
darauf zu verzichten. Es ist daher auf zinkfreie Materialien auszuweichen.   

M3: Einrammen der Modulständer: Die Modulständer werden gerammt, was eine Gefährdung des 
Grundwassers während des Baus minimiert. Das Einrammen der Stahlträger zur Befestigung 
der Photovoltaikmodule ist mit bodenschonenden Maschinen durchzuführen.  

M4: Fahrwege: Um den Eingriff in den Boden, den Wasserhaushalt und das Landschaftsbild zu 
minimieren sind notwendige Fahrwege ausschließlich als wasserdurchlässige Wege anzulegen. 
Im Zuge der Bauarbeiten entstandene Bodenverdichtungen sind wieder zu beheben.  

5.1.3 Schutzgut Wasser  

Für die Anlage von PV-Freiflächenanlagen in TWSG ist das LfU-Merkblatt 1.2/9 (Planung und Errichtung 
von Freiflächen-Photovoltaikanalgen in Trinkwasserschutzgebieten) zu beachten.  

V10: Die Baugrenzen aus den Festsetzungen des BPlans sind unbedingt einzuhalten, um negative 
Auswirkungen auf das TWSG zu vermeiden. 

V11: Für die Träger der Photovoltaikanlage sind unbeschichtete Metalle und Materialien, die 
wassergefährdende Stoffe enthalten und in ihrer Art und Menge geeignet sind, über die zu 
versickernden Niederschläge das Grundwasser und den Boden zu verunreinigen, nicht zulässig. 
Siehe V9 – Unzulässigkeit von Zn-haltigen Materialien. 

V12: Die eventuelle Lagerung von und der Umgang mit wassergefährdeten Stoffen hat nach dem 
Stand der Technik zu erfolgen. Grundlage hierfür ist die Verordnung über Anlagen zum Umgang 
mit wassergefährdeten Stoffen (AwSV) vom 18.04.2017. 

V13: Wassergefährdende Stoffe dürfen nicht ins Grundwasser gelangen. Die Versickerung von 
schädlich verunreinigtem Regenwasser ist unzulässig. Eine Versickerung des 
Niederschlagswassers über Sickerschächte ist unzulässig. Bei der Reinigung der Module dürfen 
nur biologisch abbaubare Produkte verwendet werden. 

Es wird daraufhin gewiesen, dass gemäß § 37 (1) Wasserhaushaltsgesetz u.a. der natürliche Ablauf wild 
abfließenden Wassers nicht zum Nachteil eines tieferliegenden Grundstückes verstärkt oder auf 
andere Weise verändert werden darf. 

5.1.4 Schutzgut Landschaft und Erholung 

Die Ausgleichsmaßnahme A1 zur Eingrünung der Agri-PV-Anlage sind gleichwohl als Maßnahme zur 
Aufwertung des Landschaftsbildes aufzufassen.  

V14:  Lichtimmissionen: Bei Installation und Betrieb einer Photovoltaikanlage muss vermieden 
werden, dass Umwelteinwirkungen durch Licht auftreten, die nach Art, Ausmaß oder Dauer 
geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die 



 

 
32 

 

Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizuführen.  Mögliche Maßnahmen sind bereits 
durch sorgsame Planung der Anlage zu berücksichtigen. V3 ist zu beachten. 

M5: Um die Auswirkungen auf das Landschaftsbild (innerhalb des landschaftlichen 
Vorbehaltsgebiets) zu verringern, soll entlang der gesamten Nord- und Ost-Seite des 
Plangebiets eine 2-reihige Hecke angelegt werden, um die PV-Anlage besser in die Landschaft 
einzubinden. 

A2: Als Maßnahme zur Eingrünung der Agri-PV-Anlage, vor allem, um die Auswirkungen auf das 
Landschaftsbild zu verringern, soll entlang des nördlichen und östlichen Rands der Fläche eine 
2-reihige Hecke angelegt werden. 

5.1.5 Schutzgut Mensch  

Um einen siedlungsnahen Standort mit direkten Beeinträchtigungen der Wohnqualität handelt es sich 
nicht. Bedeutsam ist in Bezug auf das Schutzgut Mensch die optische Außenwirkung der Anlage sowie 
mögliche Lichteffekte.  

Durch die geplante Nutzung als Standort für Photovoltaik-Freiflächenanlagen entstehen mit Ausnahme 
der Aufbauarbeiten vor Inbetriebnahme und dem damit einhergehenden Baustellenverkehr keine 
zusätzlichen Schallemissionen. 

Lichtreflektionen und Blendwirkungen sind aufgrund der fehlenden Wohnbebauung als nicht relevant 
anzusehen. 

Im Hinblick auf das Schutzgut Mensch sind lediglich gering erhebliche Auswirkungen zu erwarten. 
Beeinträchtigungen entstehen gegebenenfalls auf das Landschaftsbild. Diese sind jedoch aufgrund der 
Lage des Vorhabens in entsprechend weiter Entfernung zur Siedlung und einer geringen 
Freizeitnutzung der Gegend, als überschaubar einzuschätzen. 

Die aufgeführten Ausgleichs-, Vermeidungs- bzw. Minimierungsmaßnahmen wirken sich auch auf den 
die Natur wahrnehmenden und nutzenden Menschen aus.  
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6 Zusammenfassung der Umweltauswirkungen des geplanten Vorhabens 

SCHUTZGUT 
(Eingriffsschwere) 

BESTAND VOR DEM EINGRIFF DURCH 
DAS VORHABEN 

VERBLEIBENDE UMWELTAUSWIRKUNG DES EINGRIFFS NACH BEACHTUNG DER VERMEIDUNGS- 
UND MINIMIERUNGSMAßNAHMEN 

Fauna 
(bedingt negativ) 

o Brutvögel gemäß Kartierung nach 
saP-Fachbeitrag 

o Temporäre Störungen durch Lärm, Erschütterungen  
o Veränderung der Gestalt des Lebensraums und der Nahrungshabitate vorkommender Arten 
o Neuschaffung von Lebensräumen und Nahrungsbiotopen durch Anlage von Blühstreifen (M3) 

Flora  
(neutral) 

o keine Vorkommen von lokal bis 
landesweit bedeutsamen Pflanzen-
arten  

o punktuelle Zerstörung der Vegetationsdecke durch Einrammen der Modulständer   
o Bereitstellung von Elementen zur Aufwertung des Blütenangebots 

Boden/ Fläche 
(neutral) 

o schluffig, schwach tonig, schwach 
sandig 

o keine bekannten Altlasten 

o geringfügiger Verlust und Beeinträchtigung bodenökologischer Funktionen im Bereich der 
Versiegelung (Umspannstation) 

o landwirtschaftliche Nutzung weiterhin gegeben in Form von Weidenutzung der Fläche 

Wasser 
(neutral) 

o Betroffenheit VRG WV  
o Unter Berücksichtigung aller festgesetzten Maßnahmen V10 – V13 sind keine negative Einflüsse 

auf das Grundwasser zu erwarten. 

Klima/ Luft 
(bedingt positiv) 

o durch die Lage im Außenbereich 
eine Wärmeausgleichsfunktion 

o keine Bedeutung als Kaltlufttrans-
port- und Kaltluftsammelbahn. 

o Erzeugung von Strom aus regenerativen Energiequellen 
o Aufheizung der Module im Sommer und geringfügige Behinderung der Kaltluftentstehungsbe-

reiche  
o geringfügige Erzeugung von Emissionen durch Verkehr und Bautätigkeit (temporär)  

Landschaft 
(negativ) 

o Weitreichend unbebaute Land-
schaft mit Wiesen und Feldgehöl-
zen 

o Verlust des vorhandenen freien und unbebauten Landschaftsbildes 
o Veränderung der Kulturlandschaft und des Landschaftscharakters durch technische Bauwerke 

(Solarmodule) 

Mensch 
(neutral) 

o keine Wohnfunktion 
o landwirtschaftliche Flächennut-

zung 

o Baubedingt erhöhte Lärmentwicklungen und Erschütterungen durch Betrieb von Baumaschi-
nen / Anlieferung von Baustoffen 

o Beeinträchtigung des Landschaftsbildes außerhalb der Siedlungsbereiche 
o Bereitstellung regenerativer Energie 

Sach-, Kulturgüter 
(neutral) 

o Keine bekannten Vorkommen von 
Sach- und Kulturgütern 

o Hinweis auf erhöhte Vorsicht im Zuge anfallender Erdbewegungen zum Schutz eventuell vor-
handener Bodenfunde,  

o Verwendung von Punktfundamenten. 
o Meldung bei auftretenden Bodenfunden an das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege 
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7 Kompensation nicht vermeidbarer Beeinträchtigungen 

Auf die Schutzgüter Tiere- und Pflanzen, Landschaft und Erholung, Boden und Wasser hat der 
Bebauungsplan trotz der geschilderten Vermeidungs- u. Minimierungsmaßnahmen unvermeidbare 
Beeinträchtigungen. Die Eingriffsregelung wird im vorliegenden Fall in Anlehnung an die 
Naturschutzrechtliche und bauplanungsrechtliche Eingriffsbeurteilung, Kompensationsbewertung und 
Ökokonten nach §15BNatSchG durchgeführt.  

Entsprechend dem zu erwartenden, sehr geringen Versiegelungsanteil und der anthropogenen 
Prägung des Plangebiets wird die Eingriffsschwere -niedriger bis mittlerer Versiegelungsgrad bzw. 
Nutzungsgrad festgelegt. Durch die oben genannten Vermeidungsmaßnahmen werden die Eingriffe in 
den Natur- und Landschaftshaushalt vermindert, die Versiegelung ist durch die Verwendung von 
Rammfundamenten auf ein Minimum reduziert.  

Der Eingriff, der durch die Planung vorbereitet wird, umfasst somit eine Fläche von insgesamt ca. 
7,09ha. Nach Anforderungen der unteren Ostallgäu wurde, entsprechend § 15 BNatSchG, eine 
Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung erstellt. 

7.1 Bilanzierung des Eingriffs in die Natur  

Tabelle 10: Bilanzierung der Eingriffe des Vorhabens mit Beeinträchtigungsfaktor. 

Betroffener Biotoptyp BNT 
Code 

Beschreibung der  
Auswirkungen 

Fläche  
[m²] 

Wert  
[WP/m²] 

BF Kompensa-
tionsbedarf  

Intensivgrünland (genutzt)  G1 Weiternutzung als  
Weidefläche und Ent-
wicklung Wegegrün 

43.120 3 0 0 

Intensivgrünland genutzt  G1 Überbauung mit  
Agri-PV-Modulen 

21.800 3 0,4 26.160 

Intensivgrünland genutzt  G1 Überbauung durch 
Trafo-Station 

180 3 1 540 

Feldgehölz mit überwiegend gebietsfrem-
den Arten, mittlere Ausprägung 

B222 Entfernung 1.100 8 1 8.800 

Rad-/ Fußwege und Wirtschaftswege (land- 
und forstwirtschaftl. Wege), versiegelt (mit 
wasserundurchlässiger Asphaltdecke) 

V31 Erhalt und  
Weiternutzung 

650 0 0 0 

Kleingebäude der Land- und Energiewirt-
schaft  

P44 Erhalt und  
Weiternutzung 

50 0 0 0 

Kompensationsbedarf der Maßnahmen in der Fläche  35.500 WP 

 
Die Beeinträchtigungsfaktoren (BF) leiten sich von der vorhabenbezogenen Wirkung ab:   

→ Faktor 1,0 für dauerhafte Versiegelung  

→ Faktor 0,7 für dauerhafte Überbauung mit wiederbegrünten Böschungsflächen (vgl. Vollzugshinweise Straßenbau - 
Stand 02/2014) 

→ Faktor 0,4 für veränderten Rohbodenstandort OHNE Versiegelung oder Überbauung 

→ Faktor 0 für keine Veränderungen an der Qualität des BNT 

→ Bei Agri-PV ist BF=GRZ 

Für das Vorhaben ergibt sich ein rechnerisches Kompensationserfordernis von 35.500 WP.  
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7.2 Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

Nach der Bewertung des Eingriffs verbleibt ein Kompensationsbedarf (rechnerisches Defizit) von 
35.500. Um eine Vollkompensation des Eingriffs zu erreichen sind daher zusätzliche 
Ausgleichsmaßnahmen (schutzgüterübergreifend) erforderlich. 

Tabelle 11: Bilanzierung der Kompensationsmaßnahmen. 

Betroffene  
Biotoptypen 

Wert  
[WP] 

Beschreibung der  
Maßnahme 

Ziel-Biotoptyp Wert 
[WP] 

Auf-
wer-
tung 
[WP] 

Fläche  
[m²] 

Kompen- 
sations- 
umfang 

[WP] 

A1 Intensivgrünland 
(genutzt)  - G1 

3 Aufwertung in  
Extensiv-Grünland 

Mäßig genutztes, artenarmes 
Grünland (z.B. Glatt-, Goldha-
ferwiesen, Weiden) - G212 

8 5 5.157 25.785 

A1 Intensivgrünland 
(genutzt)  - G1 

3 Anlage eines Waldrand aus 
Wild-Obst und blüten- 
reichen Sträuchern 

Waldmantel frischer bis mäßig 
trockener Standorte 
(mit Schlehe, Pfaffenhütchen, 
Hasel) 

9 6 500 3.000 

A1 Intensivgrünland 
(genutzt)  - G1 

3 Anlage eines Waldrand aus 
Wild-Obst und blüten- 
reichen Sträuchern 

Streuobstbestand im Komplex 
mit extensiv bewirtschaftetem 
Grünland, mittlere Ausbildung 
- B432 

10 7 500 3.500 

A1 Intensivgrünland 
(genutzt)  - G1 

3 Anlage eines Waldrand aus 
Wild-Obst und blüten- 
reichen Sträuchern 

Artenreicher Saum frischer bis 
mäßig trockener Standorte - 
K132 

8 5 250 1.250 

A2 Intensivgrünland 
(genutzt)  - G1 

3 Anlage einer Baumgruppe Mesophiles Gebüsche / He-
cken (z.B. mit Schlehe, Weiß-
dorn, Hasel ) – B112 

10 7 1.500 10.500 

Kompensationsumfang der Maßnahmen in der Fläche 44.035 WP 

 

 

Tabelle 12: Gesamt-Bilanz des Vorhabens (rechnerisch). 

Kompensationsmaßnahmen   

Kompensationsbedarf 35.500 

Kompensationsumfang 44.035 

Gesamtbilanz + 8.535 
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Maßnahmensteckbrief (A1) - intern 

Ziel/ Begründung der Maßnahme: 

Um eine ökologische Aufwertung zu erreichen ist der Zielzustand mit mäßig extensivem 
artenreichem Grünland anzustreben. 

Der Bereich zum Bestands-Gehölz hin wird mittels Pflanzungen von Obstbaumhochstämmen sowie 
eines Waldmantels aufgewertet. 

Maßnahmentyp: 

□ Vermeidungs-/ Minimierungsmaßnahme  Ausgleichsmaßnahme □ Ersatzmaßnahme 

Durchführung/ Anlage und Pflege: 

In den ersten 3 bis 5 Jahren: 

o Aushagern der Fläche durch mehrmalige Mahd pro Jahr (inkl. Mähgutabfuhr)  
o ohne jegliche Düngung  
o Verzicht auf jeglichen chemischen Pflanzenschutz. 

Anschließende Pflege, langfristig: 

o Keine Düngung der Fläche während der gesamten Laufzeit der Agri-PV-Anlage 
o 2-malige Mahd im Jahr: 1. Anfang Juni und 2. Mitte August 
o Jeweils mit Mähgutabfuhr 

Pflanzung der Gehölze: 

Auf der Westseite sollte angrenzend an das Fichtenwäldchen ein Waldrand aus Wildobst und blüten- 
reichen Sträuchern angelegt werden. Für die Entwicklung eines effektiven Lebensraums, sind die 
Waldrand- und die Streuobst-Gehölze parallel zum Bestands-Gehölz jeweils mindestens 2-3-reihig 
in einer Breite von jeweils 10m zu pflanzen. und einer Länge von 80m. 

→ Pflanzqualität 3xv, 10-12cm, ca. 200 Sträucher 
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Maßnahmensteckbrief (M2) 

Ziel/ Begründung der Maßnahme: 

Entwicklung eines blüten- und artenreichen Saums entlang der Zufahrtsstraße. 

Maßnahmentyp: 

 Vermeidungs-/ Minimierungsmaßnahme □ Ausgleichsmaßnahme □ Ersatzmaßnahme 

Maßnahmenbeschreibung: 

  

Durchführung/ Anlage und Pflege: 

Die Anlage eines Blühstreifens ist auf einer Mindestbreite von mind. 4m (Bewirtschaftungsbreite) 
erforderlich, da ansonsten die Randeinflüsse zu groß sind (z.T. angrenzende Intensivnutzung bzw. 
Trennwirkung des landwirtschaftlichen Weges für Insekten etc.).  

Für die Einsaat ist gebietsheimisches Saatgut der Herkunftsregion 17 (südl. Alpenvorland) z.B. von 
Rieger-Hofmann oder Saaten Zeller zu verwenden.  

Im 1. Jahr: konkurrenzstarke Gräser zurückdrängen 

o Häufige Mahd mit Abräumen des Schnittguts (2–3 Mal pro Jahr), um die 
Nährstoffversorgung zu verringern und Gräser zu schwächen. Aber: auch hier sollte bereits 
das Mahd-Muster eingehalten werden! 

o Schröpfschnitt im Frühjahr (April/Mai), um früh austreibende Gräser zu reduzieren. 
o Verzicht auf Düngung, um konkurrenzschwache Kräuter zu fördern. 

Im 2. Jahr: Direktsaat von Wildkräutern in die bestehende Vegetation 

o Direktaussaat von heimischen Wildblumen-Samen 
o Optimal sind Lichtkeimer, die ohne Bodenbearbeitung keimen (z. B. Schafgarbe, Wilde 

Möhre, Wiesenmargerite). 
o Saatgut in den Spätsommermonaten (August/September) ausbringen. 
o Samen durch Walzen oder leichtes Andrücken in Bodenkontakt bringen, aber nicht 

einarbeiten. 

Langfristige Pflege ab dem 3. Jahr: 

o 1–2 Schnitte pro Jahr mit Abräumen des Mahdguts im Juni/Juli und September. 
o Gestaffelte Mahd: Nicht alle Bereiche gleichzeitig mähen, um Rückzugsräume für Insekten 

zu erhalten. 

Wichtig: Nicht alle Bereiche des Saum-Streifens dürfen hierbei nicht gleichzeitig auf einmal gemäht 
werden! Um Rückzugsräume für Insekten zu erhalten, muss auf der gesamten Länge von rund 420m 
ein striktes System eingehalten werden, das den Streifen in mehrere Bereiche einteilt, die zu 
unterschiedlichen Zeitpunkten gemäht werden – vgl. Maßnahmenbeschreibung. 

Saumvegetation entlang der Zufahrt-Straße - Bei der 
Anlage des Saums sind die Mahd-Felder zu beachten. 

Nicht alle Bereiche des Saum-Streifens dürfen hierbei 
gleichzeitig auf einmal gemäht werden! Um 
Rückzugsräume für Insekten zu erhalten, muss auf der 
gesamten Länge von rund 420m ein striktes System 
eingehalten werden, das den Streifen in mehrere Bereiche 
von jeweils ca. 35m Länge einteilt, die zu 
unterschiedlichen Zeitpunkten gemäht werden. 

Die Schraffuren in hellgrün und dunkelgrün markieren die 
Bereiche, die jeweils gemeinsam gemäht werden können. 
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Maßnahmensteckbrief (A2) 

Ziel/ Begründung der Maßnahme: 

Um die Beeinträchtigungen auf das Landschaftsbild im landschaftlichen Vorbehaltsgebiet zu 
verringern ist entlang der Nord- und Ostseite des Plangebietes eine 2-reihige Hecke anzulegen, 
um die PV-Anlage besser in die Landschaft einzubinden.  

Hierfür dürfen ausschließlich gebietsheimische Baumarten für das Vorkommensgebiet 6.1 
Alpenvorland gemäß der Arbeitshilfe zum Ausbringen von gebietseigenen Gehölzen in Bayern 
verwendet werden.  

Maßnahmentyp: 

 Vermeidungs-/ Minimierungsmaßnahme   □  Ausgleichsmaßnahme     □ Ersatzmaßnahme 

Durchführung/ Anlage und Pflege: 

Pflanzung von ausschließlich gebietsheimischen Gehölzarten für das Vorkommensgebiet 6.1 
Alpenvorland (Anlage 2 - gemäß der Arbeitshilfe zum Ausbringen von gebietseigenen Gehölzen 
in Bayern). 

Die Sträucher sind in der Qualität 2xv mit einer Größe von 60 - 100 cm zu pflanzen.  
Zu beachten ist ein Mindestabstand der Sträucher von 1,5m.    

 

Sträucher  

o Kornelkirsche (Cornus mas) 
o Bluthartriegel (Cornus sanguinea) 
o Schwarzer Holunder (Sambucus nigra) 
o Roter Holunder (Sambucus racemosa) 
o Hunds- oder Heckenrose (Rosa canina) 
o Weißdorn (Crataegus monogyna) 
o Hasel (Corylus avellana)  

Für feuchte Lagen:  

o Wasserschneeball (Viburnum opulus) 
o Pfaffenhütchen (Euonymus europaea) 
o Purpur-Weide (Salix purpurea)  

Für trockene Lagen:  

o Heckenkirsche (Lonicera xylosteum) 
o Hasel (Corylus avellana) 
o Berberitze (Berberis vulgaris) 
o Wolliger Schneeball (Viburnum lantana) 
o Schlehdorn (Prunus spinosa) 
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8 Methodisches Vorgehen und technische Schwierigkeiten 

Der vorliegende Umweltbericht orientiert sich an fachgesetzlichen Vorgaben und Standards sowie an 
sonstigen fachlichen Vorgaben. Die Beurteilung der Umweltauswirkungen erfolgt verbal-argumentativ 
mit einer dreistufigen Unterscheidung der Erheblichkeit der Umweltauswirkungen (gering, mittel und 
hoch). Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben ergeben sich aus dem 
textlichen Zusammenhang. 

9 Monitoring und Überwachung  

Das Monitoring bezieht sich auf erhebliche Umweltauswirkungen, die aufgrund der Durchführung der 
Bauleitpläne auftreten, um unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und 
geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. Dies gilt insbesondere für Umweltauswirkungen, 
deren Prognose unsicher ist, oder bei denen bereits ein kritischer Bereich erreicht ist. Art, Umfang und 
Zeitpunkt eines dem Projekt angemessenen Monitorings bestimmt die Gemeinde.  

Erhebliche Umweltauswirkungen infolge der Umsetzung der Planung zeichnen sich nicht ab und sind 
gegenwärtig nicht zu erwarten. Diese sollen auch ohne konkrete Überwachungsmaßnahmen im 
Rahmen der üblichen bauaufsichtlichen Pflichten erkannt werden. Innerhalb des Planungsprozesses 
wurden seitens der Fachbehörden keine Parameter benannt. 

Die Gemeinde geht allen Hinweisen nach, die auf erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen im Zuge 
der Plandurchführung hindeuten und nutzt die Informationen der Behörden (§ 4(3) BauGB) und aus 
der Bevölkerung.  

Die Gemeinde behält sich ein Einschreiten vor, sofern sich die Kompensationsmaßnahmen als 
unzureichend erweisen, nicht ordnungsgemäß hergestellt oder widerrechtlich beseitigt werden. 
Plangebietsinterne Maßnahmen werden i.d.R. im Freianlagenplan Bestandteil der Baugenehmigung. 
Die Umsetzung plangebietsexterner Maßnahmen wird durch die Eigentümer sichergestellt und 
selbstständig umgesetzt. 

Eine Erstkontrolle soll 2-3 Jahre nach Ablauf der Entwicklungspflege und erneut in 5 und 10 Jahren 
durchgeführt werden. Ebenso wäre die dauerhafte Wirksamkeit der Ausgleichsmaßnahmen von der 
Unteren Naturschutzbehörde zu prüfen.  

Die Überwachung bezieht sich auch auf unsachgemäßen Umgang mit dem Boden während der Bauzeit 
und auf die Entsorgung des Niederschlagswassers und des Abfalls, soweit diese erhebliche 
Umweltauswirkungen haben können. In Abstimmung mit den zuständigen Fachbehörden kann in 
einem solchen Fall auf Kosten des Verursachers auch ein externer Gutachter mit dieser Überwachung 
(Datenerhebung, Bewertung, Überwachung) beauftragt werden. 

Es kann bei ordnungsgemäßer Pflege davon ausgegangen werden, dass das Entwicklungsziel nach 15 
bis 20 Jahren erreicht ist. 
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10 Zusammenfassung 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Agri PV-Anlage Roßhaupten" “ ist die Ausweisung von 
Sondergebietsflächen für erneuerbare Energien nördlich von Roßhaupten (LKR Ostallgäu) im Bereich 
von landwirtschaftlich genutzten Flächen beabsichtigt, um die Nutzung erneuerbarer Energien zu 
ermöglichen. In Zeiten des Klimawandels, der Energiewende nach dem 11.03.2011 und steigender 
Preise für fossile Energieträger ist die Nutzung erneuerbarer Energien von allgemeinem, 
volkswirtschaftlichem Interesse. Dem wird vom Gesetzgeber durch das „Gesetz für den Vorrang 
erneuerbarer Energien“ (EEG) Rechnung getragen.  

Erforderlich hierfür ist entsprechend den gesetzlichen Vorgaben die Ausweisung eines Sondergebietes 
nach § 11 BauNVO, um den rechtlichen Anforderungen gerecht zu werden und die Belange des 
Städtebaus und der Landschaftsplanung in Einklang zu bringen. Aus diesem Grund werden im Zuge des 
Planaufstellungsverfahrens ein integrierter Grünordnungsplan erstellt sowie die Auswirkungen der 
Planung auf die Umgebung durch eine Umweltprüfung untersucht. 

Das Projektgebiet umfasst die Fl.-Nr. 2130, 2131, 2132, 2133, 2138/2 und 2795 und entspricht einer 
Gesamtfläche von ca. 6,52ha. Der Geltungsbereich wird aktuell landwirtschaftlich als Intensivgrünland 
genutzt.  

Innerhalb der Fl.-Nr. 2132 befindet sich ein Feldgehölz, das im Zuge des Vorhabens entfernt wird. 
Weitere Feldgehölze am westlichen Plangebietsrand sowie die im Norden und Süden vorhandenen 
gewässerbegleitenden Gehölzbestände bleiben erhalten.   

Als wesentlichste mit dem geplanten Projekt verbundenen Eingriffe sind demnach die Überbauung des 
Bodens mit Solarpaneelen sowie die Veränderung des Landschaftsbildes anzusehen. Bedeutende 
Lebensräume müssen nicht in Anspruch genommen werden. 

Der naturschutzfachliche Kompensationsbedarf wurde gemäß der Vorgaben der „Eingriffsregelung in 
der Bauleitplanung“ mittels Biotopwertliste der BayKompV bestimmt und beträgt für das 
Gesamtgebiet 35.500 WP.  

Zielzustand der Vermeidungs-, Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen innerhalb des 
Geltungsbereiches, ist Erhöhung des Blütenangebots, die Eingrünung der Fläche sowie der Schutz vor 
vermeidbaren Beeinträchtigungen der Schutzgüter. Die im Zuge des BPlan festgelegten 
Kompensationsmaßnahmen entsprechen mit einer rechnerischen Wertpunktzahl von 44.035 WP dem 
rechnerischen Kompensationsbedarf, sodass der erforderliche Ausgleich damit vollständig erfüllt wird.  

Die Ausgleichsmaßnahmen werden gemäß §9 Abs. 1a Satz 2 BauGB dem Eingriff zugeordnet, so dass 
die mit dem geplanten Projekt verbundenen Eingriffe in Natur und Landschaft – vorbehaltlich der 
Zustimmung durch die Untere Naturschutzbehörde – vollständig ausgeglichen sind.  

Zusammenfassend betrachtet sind mit dem geplanten Baugebiet „Sondergebiet Agri PV-Anlage 
Roßhaupten“ nach Einbeziehung der festgesetzten Vermeidungs- Minimierungs- und 
Ausgleichsmaßnahmen, keine erheblichen Umweltauswirkungen verbunden. 

 

 

Aufgestellt:  
Waldburg-Hannober, 29.04.2025   ergänzt, 10.09.2025 

 
Kim Rohrbach 
Zimmermann Ingenieurgesellschaft mbH
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Anlage 1 - Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichs-Maßnahmen 
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Anlage 2 - Pflanzliste 
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